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Manfred Opel

Zur Diskussion um die Neutronenwaffe

Vorbemerkung
Wer sich heute des Themas „Neutronenwaffe" 
annimmt, findet sich unvermittelt im Zentrum 
des' politischen Spannungsfeldes zwischen 
Ost und West.
Innerhalb des Westens selbst ist eine teilwei-
se stark emotionsgeladene Diskussion dar-
über entbrannt, ob diese Waffe produziert 
und bereitgehalten werden soll oder nicht.
Allein deshalb ist nüchterne Information über 
den Gegenstand des Disputs und über die Ar-
gumente der Beteiligten geboten — „sine ira et 
studio“, umfassend und möglichst objektiv.
Die Heftigkeit der zuweilen öffentlich ausge-
tragenen Auseinandersetzungen deutet aber 
auch darauf hin, daß es dabei um essentielle, 
uns alle berührende Fragen geht. Moralische 
und ethische Gesichtspunkte tragen ohne 
Zweifel zur Problematik bei.
Eine Beschränkung von Informationen und 
Meinungsbildung allein auf die Neutronen-
waffe als solche — das muß bereits einleitend 
festgehalten werden — würde jedoch in die 
Irre führen, weil sie das Problemfeld unzu-
läs
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sig einengte. Es ist unumgänglich, die 
Rolle von Nuklearwaffen im Rahmen der Mi-
litärstrategie als Element einer sicherheits-
politischen Gesamtbetrachtung zu beleuchten. 
Wer sich mit Nuklearwaffen beschäftigt, ist 
gezwungen, das Schreckliche zu wägen, das 
Undenkbare zu denken, Wirkungen zu erör-
tern, deren Ausmaß in jedem Fall einer Kata-
strophe gleichkäme, würde sie nun geringer 
oder größer sein ).
„Die Neutronenwaffe ist eine typische Nuk-
learwaffe." 2 ) Sie ist daher auch mit den 
grundsätzlichen Fragezeichnen und Optionen 
von Nuklearwaffen behaftet.
Minister Leber hat mehrfach darauf hingewie-
sen, daß das Wort „human" nicht mit dem

1) Christian Potyka formuliert das so: „Beschäfti-
gung mit militärtheoretischen Fragen wird für un-
nötig, ja unmoralisch gehalten — vor allem wegen 
der dabei verwandten Kriegsbilder, Szenarios und 
Schadensanalysen von Waffenwirkungen" (aus: 
Strategiekritik als Sisyphusarbeit — Zur Kunst 
des überlebens im Abschreckungszeitalter, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 13/77, S. 3—18).
2) BMVg, Informations- und Pressestab: Material 
für die Presse V/17 vom 14. Oktober 1977: Die 
Neutronenwaffe. Fünf Fragen — fünf Antworten. 

Wort „Waffen" in einem Atemzug genannt 
werden kann. Das gilt insbesondere für Nu-
klearwaffen, dabei aber vornehmlich für so-
genannte „schmutzige Nuklearwaffen". Die 
Neutronenwaffe ist keine „schmutzige“ Nuk-
learwaffe, sie besitzt jedoch — wie sich zei-
gen wird — durchaus eine eigene Problema-
tik.
Die Nuklearwaffen sind ihrerseits in der rea-
len Welt ein Faktum. Eine Vogel-Strauß-Hal-
tung hilft also nicht weiter. Man muß sich mit 
ihnen zwangsläufig auseinandersetzen. Vorab 
soll jedoch die Szene skizziert werden, in der 
Diskussionen und Entscheidungen zur Neutro-
nenwaffe stattfinden, ja stattfinden müssen. 
Aus dem Zwang zur Entscheidung werden 
weder die verantwortlichen Politiker noch 
wir, die potentiell Betroffenen, entlassen.

Funktionsp 3rinzip und Wirkung )

Zur Beurteilung der militärstrategischen und 
politischen Bedeutung 
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der Neutronenwaffe 
ist es unabdingbar, ihr Funktionsprinzip und 
ihre Wirkungen im Falle der Anwendung im 
Grundsatz zu kennen ).

3) Die im folgenden Abschnitt genannten Wir-
kungsdaten entstammen entweder offiziellen An-
gaben der amerikanischen Atomenergiebehörde 
oder beruhen auf gemittelten veröffentlichten 
Schätzwerten verschiedener Forschungsinstitute 
oder einzelner Wissenschaftler. Sie bilden insofern 
nur einen Anhalt und können insgesamt nicht als 
verbindlich angesehen werden.
4) Für eine intensivere Befassung mit dem Thema 
eignen sich folgende Quellen:
— Jorma K. Miettinen, Modernization of NATO's 
Tactical Weapons — Introduction of Enhanced Ra-
diation Warheads, Vortrag vor der 27. Pugwash 
Conference 24.—29. 8. 1977 in München.
— Neue Zürcher Zeitung: Technische Aspekte der 
Neutronenwaffe, 11. Oktober 1977, S. 31.
— Hubert Feigl: Lagenotiz: Anmerkungen zur Ent-
wicklung der Neutronenwaffe, in: Stiftung Wissen-
schaft und Politik, Ebenhausen, SWP — LN 2139 
vom August 1977 (auch in Europäische Wehrkun-
de, München, Heft 9/1977, S. 433—436).

Herbert Gaertner: Neutronen-Gefechtsfeldwaf-
fe, in: Wehrtechnik, Heft 10/1977, S. 13—18.
— Manfred Wörner: Taktische Nuklearwaffen und 
die Verteidigung Europas, in: Europäische Wehrkun-
de, Heft 12/1977, S. 600—605 (Original in: Strategie 
Review, III/1977).
— Hans Günter Brauch: Die amerikanische Debat-
te zur Neutronenwaffe, in: Neue Gesellschaft, Heft 
12/1977, S. 1044—1049.



Bei Nuklearwaffen unterscheidet man allge-
mein zwei anwendungsbezogene Kategorien:

1. Strategische Waffensysteme (z. B. Interkon-
tinentalraketen, Fernbomber)

2. Nuklearwaffen des Kriegsschauplatzes 
(Theatre Nuclear Forces = TNF), auch takti-
sche Nuklearwaffen genannt.

Sie beinhalten:
— weitreichende nukleare Waffensysteme,
-— gegen Aufmarschräume gerichtete nuklea-
re Waffensysteme,
— Gefechtsfeld-Nuklearwaffen.

Die Neutronenwaffe wurde bisher ausschließ-
lich im Zusammenhang mit Gefechtsfeld-Nuk-
learwaffen genannt. Konkret ist ein Neutro-
nenwaffen-Gefechtskopf für das Raketensy-
stem Lance 4(Bezeichnung: W — 70 MOD ) 
entwickelt worden. Nach offiziellen Anga-
ben5) erreicht diese Rakete 130 km Reich-
weite und eine Treffsicherheit von 400 m im 
Umkreis.

— Anton-Andreas Guha: Die Neutronenbombe 
oder Die Perversion menschlichen Denkens, Fi-
scher Taschenbuch Verlag, Dezember 1977.
— Christoph Bertram: Interview mit der Saar-
brücker Zeitung vom 17. Januar 1978 (»Die Neu-
tronenwaffe erschwert die Abrüstung nicht“).
— Harold M. Agner: Bemerkungen zur Nuklear-
waffe mit verstärkter Strahlungskomponente, in: 
Europäische Wehrkunde 1/78.
— Egon Bahr: Neutronenwaffe und Entspannung, 
in: Flensburger Tageblatt vom 4. 2. 1978.
*) Deutsche Fassung in: Amerika-Dienst (Hinter-
grundmaterial) vom 20. Juli 1977.

Für das 8-Zoll-Geschütz (203 mm) soll es 
ebenfalls eine produktionsreife Nuklear-Gra-
nate nach dem Neutronenprinzip geben; für 
die 155-mm-Haubitze soll sich die Munition 
noch in Entwicklung befinden.

Für andere Gefechtsfeld-Nuklearwaffen wie 
Luftverteidigungsraketen (zum Beispiel NIKE) 
oder die sogenannten Atomminen (ADM = 
Atomic Demolition Munition) wird das Prin-
zip der Neutronenwaffe voraussichtlich nicht 
vorgesehen, da es hier keine optimale ziel-
orientierte militärische Wirkung verspricht.

Bisher wurden aus technischen Gründen, aber 
auch aufgrund der damit verbundenen hohen 
Kosten, kleinere Nuklearwafen  nicht nach 
dem Prinzip der Kernfusion (wie bei der Was-
serstoffbombe) hergestellt, sondern nur nach 
dem Prinzip der Kernspaltung (Fission) — 

meist auf der Basis von angereichertem Uran 
oder Plutonium.

Diese Realisierbarkeitsgrenze lag in der Grö-
ßenordnung von 100 kt Detonationswert (1 kt 
entspricht der Sprengkraft von 1 000 Tonnen 
des konventionellen Sprengstoffes TNT; die 
erste eingesetzte Atombombe über Hiroshima 
hatte weniger als 20 kt Detonationswert). 
Nunmehr ist es den USA gelungen, bis herab 
zu einem Detonationswert in der Größenord-
nung von etwa 1 kt nukleare Gefechtsköpfe 
mit geringen Abmessungen und verhältnismä-
ßig niedrigen Herstellungskosten nach dem 
Kemverschmelzungsprinzip (= Fusion) herzu-
stellen.

Jede derartige Waffe muß mit einer Kernspal-
tungsladung „gezündet“ werden. Kernstück 
dieser Fusionswaffen ist offenbar ein miniatu-
risierter „Zünder" nach dem Kernspaltungs-
prinzip, dessen Wirkungsanteil gegenüber der 
Fusionsenergie gering ist

Beide Prinzipien — Fusion und Fission — be-
sitzen bei gleichem Detonationswert unter-
schiedliche Wirkungen. Bei verhältnismäßig 
geringen Detonationswerten wirken sich die-
se Unterschiede in der Energieabgabe beson-
ders deutlich aus.

Bei gleichem Detonationswert setzt ein Ge-
fechtskopf auf der Basis des Kernfusionsprin-
zips (vergleiche Wasserstoffbombe) etwa 
zehnmal mehr Kernstrahlung in Form von 
hochenergetischen Neutronen frei als einer 
auf der Basis des Kernspaltungsprinzips (zum 
Beispiel Uran- oder Plutoniumbombe).

Diese Neutronen, elektrisch neutrale Elemen-
tarbausteine von Atomkernen, besitzen ein 
hohes Durchdringungsvermögen und bewegen 
sich fast mit Lichtgeschwindigkeit fort. Neben 
der Kernstrahlung entsteht bei einer Kernex-
plosion aber auch Energie in Form von Druck 
(Fortpflanzung mit Schallgeschwindigkeit 
durch die Luft) und Wärme (Fortpflanzung 
mit Lichtgeschwindigkeit als Strahlung). 
Während bei der Kernfusion bei gleichem De-
tonationswert etwa zwei Drittel soviel Druck-
energie entsteht wie bei der Kernspaltung, 
wird zugleich bei der Kernfusion nur etwa die 
Hälfte der Wärmener gie erzeugt

Weil die Gefechtsköpfe nach dem Kemfusi-
onsprinzip bei gleichem Detonationswert im 
Vergleich zu den herkömmlichen taktischen 
Atomwaffen nach dem Kemspaltungsprinzip 
erheblich mehr Neutronenstrahlung abgeben, 
heißen sie auch Neutronenwaffen, oder im



Englischen: En
6

hanced Radiation Weapons 
(ER) ).

Welche Konsequenzen ergeben sich nun dar-
aus?
Kernspaltungswaffen besitzen insbesondere 
auf dem Gefechtsfeld, also im Einsatz gegen 
Kampffahrzeuge, vergleichbare Wirkungsradi-
en bei Druck- und bei Strahlungsenergie. Zu-
gleich zerstören aber Druck- und Wärmewir-
kung im weiten Umkreis über das eigentliche 
militärische Ziel hinaus zivile Infrastruktur 
oder gefährden die eigene Truppe. Da Kampf-
fahrzeuge besonders druck- und wärmeresi-
stent sind, entstehen bei deren Bekämpfung 
mit Kernspaltungswafen  übergroße Neben-
schäden, sogenante  Kollateralschäden.

Mit der Neutronenwa 7ffe ) ist es also gelungen

— eine Wirkungskomponente, nämlich die 
Neutronenstrahlung, zu maximieren,

— ungewollte Nebenwirkungen zu vermei-
den

— und dadurch den für eine gewünschte Wir-
kung benötigten Detonationswert auf etwa 
ein Zehntel des Wertes bei Kernspaltungs-
waffen zu reduzieren.

Nun ist es keineswegs so, als hätte die Neu-
tronenwaffe überhaupt keine Nebenwirkun-
gen oder als wirke sie nur gegen Lebewesen.

Im Zentrum der Explosion wirken Druck und 
Hitze vernichtend. Allerdings ist der Wir-
kungsradius bei gleicher Kernstrahlungswir-
kung gegenüber einer Kernspaltungswaffe 
drastisch reduziert.

Die Vermeidung von Kollateralschäden hängt 
allerdings auch von der Zielgenauigkeit der 
Waffe beziehungsweise des Trägermittels 
ab 8).

6) „Enhanced Radiation“ steht für verstärkte 
Strahlungswirkung (dabei handelt es sich im vor-
liegenden Fall streng genommen nicht um Strah-
lung im engeren Sinne, d. h. um elektromagneti-
sche Energieabgabe, sondern um Energiefreiset-
zung in Form schneller Neutronen, also um kor-
puskulare „Strahlung“).
Neuerdings wird von US-Seite die Bezeichnung 
„Enhanced Radiation Reduced (oder: Suppressed) 
Blast Weapon (ER — RB)" offiziell gebraucht. Da-
mit soll auf die verminderte Druckwirkung hinge-
wiesen werden. Diese Verminderung tritt jedoch 
nur dann deutlich ein, wenn die Wirkungsradien 
der Kernstrahlung bei Fissions- und Fusions-Prin-
zip identisch sind. Die Druckreduktion ist damit 
kein direktes konstruktives Ergebnis, sondern nur 
anwendungsbedingt.
7) Es sind neben diesem „Optimierungsprinzip" 
durchaus noch weitere Auslegungsmöglichkeiten 
denkbar, die andere Wirkungskomponenten von 
Nuklearwaffen (zusammen mit bestimmten An-
wendungsprinzipien) besonders ausnutzen.

8) Die Zielgenauigkeit des Trägermittels (delivery 
vehicle) muß deutlich größer sein als der Wir-
kungsradius der Waffe. Sonst entstehen weit über-
proportionale Nebenschäden durch den Zwang, 
eine „zu große" Waffe wählen zu müssen.

Wie wirken nun die Neutronenstrahlen?

Ihre Stärke wird in der Maßeinheit rem 
(Roentgen equivalent man) gemessen. Um je-
mand sofort (d. h. innerhalb von 5 Minuten) 
kampfunfähig zu machen, muß er 3 000 — 
4 000 rem aufnehmen. Bei einer 1 kt-Neutro-
nenwaffe beispielsweise wird diese Dosis in-
nerhalb eines Kreises von etwa 1 km Radius 
an eine ungeschützte Person abgegeben. Aber 
noch bei ca. 650 rem ist ein überleben zu we-
niger als 50 % wahrscheinlich; ein sofortiger 
Ausfall tritt jedoch nicht ein. Diese Dosis wird 
bei gleichem Detonationswert (1 kt) inner-
halb eines Kreises von etwa 1,3 km Radius 
überschritten. Die 100 rem-Grenze, bei der 
— richtige medizinische Betreuung vorausge-
setzt — kaum noch Spätfolgen zu verzeichnen 
sind, ist unter gleichen Bedingungen bei einem 
Abstand von ca. 1,8 km vom Detonationspunkt 
erreicht. Die Strahlendosis wird im Körper 
aber quasi „gespeichert“. Bei mehrfacher Be-
strahlung „summiert" sich die aufgenommene 
Dosis.

Gegen Neutronenstrahlung kann man sich 
schützen. Die sogenannte Halbwertdicke, 
welche angibt, wie stark eine Schutzschicht 
sein muß, um die Hälfte der Neutronenstrah-
lung abzuhalten, liegt bei üblichen Materialien 
(Sand, Mauerwerk, Beton, Stahl) etwa zwi-
schen 10 und 15 cm. In einem Panzer würde 
die Besatzung daher nur etwa die Hälfte der 
außen ankommenden Strahlung aufnehmen. 
Der Wirkungsradius für sofortigen Ausfall der 
Besatzung würde sich in oben genanntem Bei-
spiel damit von ca. 1 000 m auf ca. 800 m re-
duzieren.

Nebenbei sei bemerkt, daß das altgediente 
Erdloch gegen diese Art von Waffen der „be-
ste Schutz" zu sein scheint.

Schon 1 m Erde reduziert die einfallende 
Strahlung auf weit unter 1 °/o des Ausgangs-
wertes. Da die Detonationspunkte der Neu-
tronenwaffen relativ niedrig liegen dürften 
(die Angaben bewegen sich um etwa 100 m), 



fällt die Strahlung schon in geringer Entfer-
nung vom Detonationspunkt so schräg ein, daß 
auch ein flacher Graben dem Infanteristen 
noch ausreichend Schutz bietet — vorausge-
setzt, er befindet sich zum Zeitpunkt der De-
tonation in Deckung.

Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, 
daß Neutronenstrahlung insbesondere elek-
tronische Bauteile funktionsunfähig machen 
kann.

In jedem Fall entsteht um das Detonations-
zentrum unvermeidlich ein radioaktiv ver-
seuchtes Gelände mit allen Konsequenzen für 
die Passierbarkeit (auch durch eigene Trup-
pen). Die genetische Langzeitwirkung der di-
rekten und der induzierten Strahlung bildet in 
jedem Fall auch eine Gefährdung der eigenen 
Truppe.

Sicherheitspolitisches Umfelu

Vor dem Eintritt in die spezielle Problematik 
der Neutronenwaffe gilt es, das sicherheits-
politische Umfeld und die allgemeine Nuk-
learwaffendoktrin anzusprechen.

West und Ost haben sich auf eine Politik des 
Mächtegleichgewichts verständigt. Sie ist ge-
kennzeichnet durch

— den Verzicht auf territoriale Forderungen

— keine Störung der essentiellen inneren Sta-
bilität der Gegenseite.

Die Wahrscheinlichkeit eines Angriffes durch 
den Warschauer Pakt steigt in dem Maße, in 
dem der Westen wirtschaftliche und soziale 
Schwächen zeigt. Da die sowjetische Politik 
der „friedlichen Koexistenz" auf einen unkrie-
gerischen Wandel im Westen zu eigenen Gun-
sten abzielt, besteht nicht nur aus ethischen 
und moralischen Gründen eine Verpflichtung 
zur Verwirklichung und Aufrechterhaltung 
einer stabilen, sozialen und gerechten Gesell-
schaftsordnung, sondern sie ist geradezu eine 
absolute sicherheitspolitische Bedingung.

Dieser Weg kann jedoch nur von einem in 
diesem Ziel einigen Westen durchgehalten 
werden. Solange im Atlantischen Bündnis Ei-
nigkeit über die eigene gemeinsame Interes-
sensphäre und eine Überzeugung der gegen-

seitigen Abhängigkeit bestehen, erwächst 
daraus die glaubwürdigste Abschreckungs-
wirkung.
Diese „Sicherheitsbedingung der Solidarität" 
unter den Partnern schließt nicht nur gegen-
seitiges Vertrauen, sondern mehr noch wech-
selseitige Risiko- und Interventionsbereit-
schaft ein. Es ist ein Irrglaube anzunehmen, 
diese Haltung der Gemeinsamkeit wurde im 
Falle einer Krise gleichsam spontan und — 
für die Gegenseite — überzeugend wiederge-
wonnen werden können. Partikularinteressen 
(zum Beispiel durch Einzelabsprachen mit 
dem Osten oder durch fehlende Verteidi-
gungsanstrengungen) schaden der Abschrek-
kungswirkung und damit der Sicherheit der 
gesamten Allianz.
Die Politik der Solidarität darf nicht im Ver-
borgenen stattfinden. Dem Warschauer Pakt 
muß das praktizierte Zusammenstehen der 
NATO-Partner demonstriert werden. Dazu ge-
hört auch, daß der Osten erkennen soll, wel-
chen Risiken er sich bei einer Aggression 
aussetzt. Wahrheitsgemäße Information des 
potentiellen Gegners über die eigenen Fähig-
keiten besitzt also Schutzwirkung. Vorausset-
zung ist jedoch, daß die eigene Abwehrfähig-
keit dem Gegner keine Angriffschance bei 
tragbarem Risiko beläßt.
Oder anders formuliert: „Unsere Strategie 
verlangt nicht, Streitkräfte zu unterhalten, ei-
nen militärischen Sieg im klassis
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chen Sinne 
— die Vernichtung des Gegners — zu errin-
gen. Sie fordert, daß man seinem Gegner die 
Hoffnung auf einen Sieg nimmt, das heißt ein 
Potential, das geeignet ist, einem gegneri-
schen Angriff zu widerstehen." )
Die Strategie des westlichen Bündnisses grün-
det also auf zwei Säulen:
1. Abschreckung und Konfliktbeherrschung 
durch defensiv orientierte, ausreichende 
Kampfkraft,
2. Politik des Ausgleiches und der Konflikt-
verhütung.

9) Vgl. Oberstleutnant i. G. Dr. Schilling und 
Oberstleutnant i. G. Huber vom Führungsstab der 
Streitkräfte, Stabsabteilung Militärpolitik/Führung: 
Sicherheitspolitische und strategische Aspekte des 
Problems der Gewalt und Gewaltabwehr, in: Zeit-
schrift für Evangelische Ethik, 20. Jg. Heft 4/Okto-
ber 1976.



Nuklearwaffen als Element der Sicherheitspolitik

Das militärische Potential ist deshalb ein poli-
tisches Instrument zur Friedenssicherung und 
der Abwendung politischer Erpreßbarkeit.

„Die Abschreckungsstrategie der NATO 
braucht eine ausgewogene Struktur des Ab-
schreckungspotentials: konventionelle, nukle-
ar-taktische (= Nuklearwaffen des Kriegs-
schauplatzes, d. Verf.) und nuklear-strategi-
sche Mittel. In dieser Triade kann eine Ein-
zelkomponente die andere nicht ersetzen. Die 
Absch
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reckungswirkung dar Triade hängt vom 
Eskalationsverbund ihrer Komponenten ab... 
Ersteinsätze nuklearer Waffen sollen weniger 
eine militärische Entscheidung herbeiführen, 
als vielmehr politische Wirkungen erzie-
len." )
Für den Einsatz (auch Ersteinsatz) taktischer 
Nuklearwaffen gilt im westlichen Bündnis fol-
gender Grundsatz: Er „muß so spät wie mög-
lich, aber so früh wie nötig erfolgen, das 
heißt, daß die Doktrin der (grenznahen) Vor-
neverteidigung Geltung behält, die k
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onventio-
nellen Kräfte des Verteidigers nicht erschöpft 
sind .. ).
Dabei ist sich die Bundesregierung darüber 
im klaren, daß „vor allem die Bundesrepublik 
Deutschland ... schon vor einer Eskalation 
bis zur nuklear-strategischen Stufe Schlacht-
feld eines Krieges sein (würde), der mit kon-
ventionellen und womöglich auch mit nukle-
ar-taktischen Mit 12teln geführt wird" ).

Falls es in Europa zu einem militärischen 
Konflikt zwischen den beiden Machtblöcken 
käme, läge es mit Sicherheit im Interesse bei-
der Supermächte, ihr Kernland nicht invol-
viert zu sehen. Mit anderen Worten: Beide 
Führungsmächte besitzen voraussichtlich ein 
vitales Interesse, derartige Konfliktsituatio-
nen zu regionalisieren und in der Eskalations-
wirkung zu begrenzen. Faktisch bedeutet 
dies, daß ein Element der Triade, nämlich 
das nuklear-strategische, nur sehr locker dem 
strategische
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n Verbund der NATO zuzurech-

nen ist ).  Politisch heißt das, daß es einem 

Angreifer gelingen könnte, innerhalb der 
Schicksalsgemeinschaft des westlichen Bünd-
nisses durch die Schaffung bestimmter Kon-
fliktsituationen Interessengegensätze zu eta-
blieren bzw. zu verstärken. Dadurch litte aber 
die Glaubwürdigkeit der Abschreckung.

Die Bundesrepublik Deutschland hat zudem 
aus geostrategischer Sicht den Nachteil, an 
der Nahtstelle beider Militärblöcke zu liegen. 
Was bei ihr Kernland ist, kann für andere 
Partner als vorgeschobenes oder direktes 
Vorfeld gelten. Für die Bundesrepublik ist die 
Bedrohung aus dem Osten am unmittelbar-
sten: mit möglichen Folgen für die eigene Be-
völkerung und die staatliche Identität ver-
bunden14). Ihr Interesse an der Vornevertei-
digung, unmittelbar an der Demarkationslinie, 
ist deshalb vital und unverzichtbar. Dadurch 
unterscheidet sie sich aber auch von allen ih-
ren Partnern im Bündnis.

10) Weißbuch 1975/76 zur Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland und zur Entwicklung der 
Bundeswehr. Herausgegeben im Auftrag der Bun-
desregierung vom Bundesminister der Verteidi-
gung.
11) Ebd.
12) Ebd.
13) Vgl. Manfred Wörner, in: Europäische Wehr-
kunde 12/7:  „Es gibt, das ist unstreitig, einen na-
türlichen Interessen-Unterschied zwischen den

NATO-Partnern diesseits und jenseits des Atlan-
tik: Während die USA verständlicherweise daran 
interessiert sind, für den Fall des Versagens der Ab-
schreckung in Europa den militärischen Konflikt 
möglichst lange begrenzt zu halten — also nicht 
zu eskalieren und den Konflikt unter Ausklamme-
rung des eigenen Territoriums zu bewältigen —, 
liegt es im Interesse der Europäer, das Risiko für 
den Angreifer dadurch hochzuschrauben, daß ver-
hältnismäßig schnell eskaliert werden kann und 
der Konflikt damit qualitativ und geographisch 
eine neue Dimension erhält. Dieser Interessenkon-
flikt ist unauflösbar ... Es darf für die UdSSR keine 
Chance geben, einen ausschließlich auf Westeuropa 
oder gar Deutschland begrenzten Krieg zu führen."
14) Eine weitere — hier nicht zu diskutierende — 
Komplizierung des sicherheitspolitischen Eigenin-
teresses liegt im Verhältnis der Bundesrepublik 
Deutschland zur DDR und den in ihr lebenden 
Menschen begründet.
15) Vgl. dazu Paul H. Nitze: Die Sicherung der 
strategischen Stabilität in der Ära der Entspan-
nung, in: Beiträge zur Konfliktforschung 2/76, 
S. 5—34, Köln 1976.

In diesem Lichte wird deutlich, warum die öf-
fentliche Meinung in unserem Staat so emp-
findlich auf alle Veränderungen der sicher-
heitspolitischen Landschaft reagiert. Für die 
Bundesrepublik besitzen deshalb auch die 
Nuklearwaffen des Kriegssschauplatzes eine 
andere Dimension. Sie gefährden bei einem 
Einsatz ihre staatliche Existenz; sie besitzen 
aus dieser Sicht strategische Dimensionen.

Während bei SALT 15)  über strategische Nu-
klear- und Trägerwaffen verhandelt wird, gel-
ten die Wiener MBFR-Gespräche vor allem 
dem Abbau konventioneller Truppen in Mit-



teleuropa. Dazwischen befindet sich eine 
„Grauzone", die insbesondere von den Nukle-
arwaffen des Kriegsschauplatzes ausgefüllt 
wird. An deren sicherheitspolitischer Einbin-
dung müßte aber die Bundesrepublik vor al-
lem aus folgenden Überlegungen heraus in-
teressiert sein:
1. Eine Festschreibung der strategischen Pa-
rität bei SALT bedeutet zugleich eine Aner-
kennung der erheblichen konventionellen und 
insbesondere der taktisch-nuklearen Dispari-
tät in Europa.
2. Bei einem militärischen Konflikt in Europa 
ist es infolge der konventionellen Überlegen-
heit des Warschauer Paktes möglich, daß tak-
tisch-nukleare Waffen eingesetzt werden 
müssen ). Dabei ist die Bundesrepublik als 
Zielgebiet überdurchschnittlich gefährdet.

16

3. Die Sowjetunion verwendet auch bei tak-
tisch-nuklearen Waffen (wahrscheinlich we-
gen der geringen Zielgenauigkeit ihrer Trä-
germittel) Gefechtsköpfe mit vergleichsweise 
hohem Detonationswert. In der dichtbesiedel-
ten Bundesrepublik würde deren Einsatz, zum 
Beispiel als (ideologisch begründete, fast 
zwanghaft zu erteilende) Antwort auf einen 
Ersteinsatz durch die NATO, zu erheblichen 
Zerstörungen über das eigentliche militärische 
Ziel hinaus führen.

4. Die sowjetische Aufrüstung auf taktisch-
nuklearem Gebiet wird mit unverminderter 
Intensität fortgeführt. Die Entwicklung mo-
derner mobiler Mittelstreckenraketen (wie die 
SS 20 mit Mehrfachsprengkopf) und Atom-
bomber (wie das Schwenkflügelflugzeug mit 
dem NATO-Code-Namen BACKFIRE) hat die 
nuklearen Fähigkeiten des Warschauer Pak-
tes in Europa deutlich erhöht.

16) Vgl. dazu General a. D. Ulrich de Maiziere: 
Verteidigung in Europa-Mitte. Studie im Auftrag 
der Versammlung der Westeuropäischen Union, 
München 1976.
17) Wireless Bulletin from Washington vom 
27. Oktober 1977.

Diese Problematik ist erkannt. Der Sonderbe-
rater des amerikanischen Außenministers für 
sowjetische Angelegenheiten, Marshall D. 
Shulman, erklärte deshalb am 26. Oktober 1977: 
„Wir sind in dem Punkt unsicher, ob Ver-
handlungen über diese Systeme, welche in 
der ,Grau-Zone' zwischen SALT und MBFR 
angesiedelt sind, wünschenswe
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rt und durch-
führbar sind. Das Problem gewinnt jedoch an 
Bedeutung, und wir werden viel darüber nach-
denken." )

Die Neutronenwaffe als Instrument zur „Mo-
dernisierung der Nuklearwaffen des Kriegs-
schauplatzes" wurde erstmals im Sommer 
1977 breit in der Presse diskutiert. Auslöser 
war eine Nachricht aus den USA, daß es nun-
mehr gelungen sei, diese Waffe, deren Prin-
zip seit langem in der Fachwelt bekannt ist, 
zur Produktionsreife zu entwickeln.

Stimmen aus dem Warschauer Pakt

Die Medien der Staaten des Warschauer 
Paktes, allen voran die der DDR, läuteten un-
verzüglich auf breiter Front einen Propagan-
dakrieg gegen diese Nuklearwaffe ein. Man re-
det bewußt von Neutronenbombe, um Asso-
ziationen mit der Kampagne „Kampf dem 
Atomtod" und der aktuellen Haitu..g westli-
cher kommunistischer Parteien zum Kern-
kraftwerkbau im Westen zu wecken.

Die östliche Presse nannte sie „Neutronen-
bombe — die Waffe des Aggressors". Die Be-
zeichnungen „Terrorbombe", „Pentagon-
Phantasie" und „Schreckensvision" fanden 
verbreitete Aufnahme in den Agitationswort-
schatz.

In der Presse des Warschauer Paktes und in 
den kommunistischen Zeitungen im Westen 
wird täglich gegen die Neutronenwaffe zu 
Felde gezogen.

Um die Jahreswende hat sogar der General-
sekretär der KPdSU Breschnjew in einem ver-
traulich behandelten Brief an mehrere west-
liche Regierungschefs, darunter auch Bundes-
kanzler Schmidt, seine Bedenken gegen die 
Stationierung der Neutronenwaffe in Europa 
offiziell angemeldet und sich damit — wie fast 
einhellig von den politischen Kommentatoren 
geäußert — in die inneren Angelegenheiten 
souveräner westlicher Staaten eingemischt.

Festzustellen ist: Der Warschauer Pakt hat 
sich gegen die Einführung der Neutronenwaf-
fe im Westen ausgesprochen. Einen eigenen 
Verzicht hat er nicht geleistet.

Diskussion im Westen

Vor einer Gegenüberstellung von Pro und 
Contra zur Neutronenwaffe sollen einige 
Äußerungen westlicher Politiker und Fach-
leute wiedergegeben werden, die den Ablauf 
der Debatte seit dem Sommer 1977 charaktri-
sieren.



US-Präsident Carter 18 ) 18)  erhielt (aufgrund 
eigenen Antrages) am 7. Juli 1977 (und end-
gültig am 3. Nov. 1977) Haushaltsmittel für die 
Produktion der Neutronen-Gefechtsfeldwaffe 
bewilligt.
Der Senat sicherte sich jedoch zugleich ein 
Widerrufrecht. Am 12. Juli 1977 sagte der 
Präsident bei einer Pressekonferenz in Wa-
shington: „Die hochwirksame Strahlung (En-
hanced Radiation) der Neutronenwaffe ist 
schon seit 15 oder 20  Jahren erörtert worden, 
und schon solange ist an ihrer Entwicklung 
gearbeitet worden. Es handelt sich hierbei 
nicht um eine neue Konzeption und auch nicht 
um eine neue Waffe ... Sie ist streng als 
taktische Waffe gedacht .. . Ich glaube, ... 
daß Zerstörung, die aus der Explosion einer 
Neutronenwaffe herrühren würde, wesentlich 
geringer ist, als die Zerstörung durch eine 
entsprechende Waffe anderen Typs. Die 
Hauptfrage ist: Sollten die Neutronenwaffen 
oder andere Atomwaffen jemals gegen feind-
liche Streitkräfte auf besetztem Gebiet unserer 
Verbündeten oder unserem Gebiet eingesetzt 
werden müssen, dann würde die Zerstörung 
bedeutend geringer."
US-Senator Nunn19) erklärte mit Blick auf 
die derzeit verfügbaren taktischen Atomwaf-
fen, die eine so große Zerstörungskraft hät-
ten, daß ein potentieller Gegner der Meinung 
sein könnte, sie sei zu groß, um im stark 
bevölkerten Westeuropa überhaupt eingesetzt 
zu werden: „Die Sowjets werden nicht von 
Waffen abgeschreckt, welche die Allianz 
wahrscheinlich gar nicht einsetzen kann."

18) Vgl. Fußnote 5.
18)  Englische Originalwiedergabe in: Wireless 
Bulletin from Washington, Nr. 131 vom 14. Juli 
1977.
19) Ebd.
20) Ebd.
20) Vgl. Fußnote 5.

Demgegenüber meinte US-Senator Clark20), 
die massive Zerstörungskraft gegenwärtig 
eingeführter taktischer Nuklearwaffen sei 
notwendig. „Ein Nuklearkrieg muß derartig 
klar ein Schritt in das unbekannte Schreckli-
che sein, daß keiner wagen wird, es zu versu-
chen.“
Er warnte im übrigen, daß der Gefechtskopf 
der Neutronenwaffe die Auffassung nähren 
könnte, ein Atomkrieg könne innerhalb be-
stimmter, annehmbarer Grenzen geführt wer-
den, was die Möglichkeit eines solchen Krie-
ges nur wahrscheinlicher mache.
Präsident Carter 20 a) begründete seine For-
derungen an den US-Senat auf Freigabe der 

Finanzmittel für den Bau der Neutronenwaffe 
in einem Brief an Senator Stennis. Darin heißt 
es unter anderem: .. Ich bin gegenwärtig 
der Ansicht, daß die hochwirksame Strah-
lungswaffe (Enhanced Radiation Weapon), 
wie sie im Budget der amerikanischen Behör-
de für Energieforschung und Entwicklung 
(ERDA) enthalten ist, im Interesse der Sicher-
heit unseres Landes (Hervorhebung durch den 
Verf.) liegt ... Es ist hier nicht die Rede von 
irgendeiner neuen Waffenart, sondern von 
der Modernisierung von Kernwaffen. Solange 
es keine zufriedenstellenden Abkommen über 
die Reduzierung von Kernwaffen gibt, müssen 
wir unsere Kapazität bei nuklearen Gefechts-
feldwaffen beibehalten und modernisieren, 
insbesondere hinsichtlich der Unterstützung 
der NATO-Abschreckungsstrategie der flexi-
blen Antwort. Taktische Nuklearwaffen, ein-
schließlich derer für den Einsatz auf dem Ge-
fechtsfeld, haben nachdrücklich zu der Ab-
schreckung eines Konfliktes in Europa beige-
tragen. Ich bin der Überzeugung, daß wir die 
Optionen, die sie bieten, beibehalten müssen, 
und sie modernisieren. Diese Waffen sind kei-
ne strategischen und haben keine Beziehung 
zu SALT.
Man muß erkennen, daß die NATO ein Ver-
teidigungsbündnis ist, das möglicherweise auf 
eigenem Territorium kämpfen muß. Ein Ag-
gressor sollte mit der Ungewißheit konfron-
tiert werden, ob die NATO Kernwaffen gegen 
seine vorderen Spitzen einsetzen würde. Für 
diese Zwecke bietet die Fähigkeit zur be-
sonnenen Anwendung von Gewalt — welche 
die Enhanced Radiation Weapons bereitstel-
len können — (zumindest in diesem Sinne) 
eine attraktive Option. Ob diese Waffen be-
deutsame destabilisierende Aspekte besitzen 
oder nicht, muß und wird in der Erklärung 
über die Auswirkungen auf die Rüstungskon-
trollbemühungen geprüft werden.
Die Enhanced Radiation Weapons würden 
also darauf abgestellt sein, die Abschreckung 
zu erhöhen; aber wenn die Abschreckung 
fehlschlägt, zwei Kriterien erfüllen:
— erstens, die Fähigkeit der NATO erhöhen, 
dem Aggressor bedeutenden militärischen 
Schaden zuzufügen,
— zweitens, Zerstörungen und Verluste an 
Einzelpersonen, die sich nicht im unmittelba-
ren Zielgebiet befinden, auf ein Mindest-
maß beschränken; einschließlich befreundeter 
Truppen und Zivilisten.
Die Entscheidung über den Einsatz von Nu-
klearwaffen jeder Art, einschließlich der 



Neutronenwaffen, würde in meinen Händen 
bleiben und nicht in den Händen örtlicher 
Kommandeure auf dem Kriegsschauplatz. Eine 
Entscheidung, die nukleare Schwelle zu über-
schreiten, wäre die qualvollste Entscheidung 
für jeden Präsidenten. Ich kann Ihnen ver-
sichern, daß diese Waffe die Entscheidung in 
keinem Fall leichter machen würde. Aber 
durch Erhöhung der Abschreckung könnten 
sie es weniger wahrscheinlich machen, daß 
ich mich vor eine solche Entscheidung ge-
stellt sähe ..."
In diesem Schreiben tauchte auch das Pro-
blem des Ersteinsatzes von Nuklearwaffen 
auf NATO-Territorium auf. Deshalb wurde es 
in

21
 die Diskussion um die Neutronenwaffe mit 

einbezogen ) .
Am 21. September 1977 erklärte der Vorsit-
zende der Arbeitsgruppe Verteidigung der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 22), der Bundes-
tagsabgeordnete Weiskirch, zur Frage des 
Veto-Rechtes der Bundesregierung gegen 
einen Nuklearwaffen-Ersteinsatz auf deut-
schen Bode 23n )  unter anderem: , ein natio-
nales Veto-Recht gegen den Einsatz von 
Nuklearwaffen würde die atomare Abschrek-
kung zur Farce machen und damit die frie-
denssichernde Aufgabe des Bündnisses unter-
laufen. Was nämlich den Deutschen recht 
wäre, müßte den übrigen Partnern billig sein... 
Die Entscheidung, ob und wann in einer kriti-
schen Auseinandersetzung zwischen Ost und 
West Nuklearwaffen eingesetzt werden, liegt 
allein in der Kompetenz des amerikanischen 
Präsidenten. Diese Kompetenz erstreckt sich 
auch auf die in letzter Zeit viel diskutierte 
Neutronenwaffe .. . Daß es keinen Atomwaf-
fen-Einsatz auf deutschem Boden ohne vor-
herige Konsultation mit den zuständigen 
deutschen Instanzen geben wird, liegt in der 
Natur des NATO-Bündnisses selbst. .
Die schwedische Außenministerin Frau Sader 
hatte bereits im September die Befürchtung 
geäußert, die Einführung der Neutronenwaffe 
könne ein neues Wettrüsten verursachen und 
bedeute im übrigen eine Gefahr für die Wei-
terverbreitung von Nuklearwaffen.
Der Direktor des renommierten Stockholmer 
Internationalen Friedensforschungsinstitutes *

21) Eine ausführliche Wiedergabe der amerikani-
schen Debatte findet sich bei H. G. Brauch in:
Die Neue Gesellschaft 12/77.
22) Deutschland-Union-Dienst, Nr. 181, 31. Jhrg. vom 
21. September 1977.
23) Gemeint sein dürfte: auf dem Boden der Bun-
desrepublik Deutschland (d. Verf.).

(SIPRI), Dr. Barnaby, hat seine Meinung 
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zur 
Neutronenwaffe am 3. Oktober 1977 in fol-
genden Punkten zusammengefaßt ):
— Nuklearkrieg läßt sich nicht begrenzen. 
Deswegen wird der für begrenzbar und damit 
beherrschbar gehaltene Einsatz einer „huma-
neren" Waffe wie die Neutronenwaffe ver-
mutlich zum allgemeinen Nuklearkrieg führen.
— Mit Einführung der Neutronenwaffe könn-
ten die Skrupel vor deren Anwendung ge-
mindert werden.
— Weitere Staaten würden zwangsläufig ver-
suchen, nuklear zu rüsten.
— Das könne auch Schweden zwingen, an 
eine eigene nukleare Rüstung zu denken, weil 
durch Einführung der Neutronenwaffe auch 
das konventionelle militärstrategische Gleich-
gewicht zuungunsten Schwedens verändert 
werden würde.
Unterdessen hatten intensive Gespräche in-
nerhalb des Bündnisses stattgefunden. Am 
Vorabend der Herb
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stkonferenz 1977 der Nu-
klearen Planungsgruppe der NATO (22. Mini-
stertagung derNPG) erklärtedeshalb der ame-
rikanische Verteidigungsminister Brown ), er 
wolle den Verbündeten keine Entscheidung 
aufzwingen.
Im offizielle 26n Kommunique ) der NPG-Sit-
zung vom 11./12. Oktober 1977 heißt es:
„Im Zusammenhang mit der Modernisierung 
der nuklearen Kräfte in Europa hatten die Mi-
nister einen weiteren Meinungsaustausch 
über Nuklearwaffen mit verringerter Druck-
und verstärkter Strahlungskomponente. Diese 
Wafen  beschränken ihre Wirkungen auf ei-
nen durch den militärischen Zweck enger be-
grenzten Bereich. Die Minister stimmten darin 
überein, daß ihre Regierungen die Prüfung 
dieses Themas fortsetzen."
Am 14. Oktober 1977 veröffentlichte das Bun-
desverteidigungs 26ministerium a) eine offi-
zielle Information über Funktion und sicher-
heitspolitische Bedeutung der Neutronen-
waffe.
Wichtigste Aussagen sind:
— Die Neutronenwaffe ist eine typische Nu-
klearwaffe in Form einer Wasserstoffbombe 
von geringem Detonationswert.

24) Interviews mit „Dagens Nyheter" und „Svens-
ka Dagbladet", beide vom 3. Oktober 1977.
25) Gegenüber der „International Herald Tribune", 
Ausgabe vom 12. Oktober 1977.
26) BMVg, Informations- und Pressestab: Mitteilun-
gen an die Presse XIV/58 vom 14. Oktober 1977.
26)  Vgl. Fußnote 2.



— Ihren Namen hat sie erhalten, weil sie in 
ihrer Kernstrahlung 6—8mal mehr Neutronen 
erzeugt als die herkömmlichen Kernspal-
tungswaffen mit gleichem Detonationswert.
— Einen bestimmten, militärisch notwendi-
gen Schaden beim Gegner kann sie aufgrund 
ihrer Kernstrahlung mit einem 10- bis 60mal 
kleinerem Detonationswert erzielen. Uner-
wünschte Nebenwirkungen (sogenannte Kol-
lateralschäden) infolge Druck und Wärme-
strahlung, wie sie bei herköml ichen Kern-
spaltungswaffen auftreten, können weitge-
hend vermieden werden.
— Die Kontrollmöglichkeit bei den Kollate-
ralschäden macht die Androhung ihres Einsat-
zes glaubwürdiger und stärkt damit die Ab-
schreckungskraft der NATO.
— Sie ändert nichts daran, daß Nuklearwaf-
fen kein Ersatz für konventionelle Kampfkraft 
sind, die Grenze zu konventionellen Waffen 
nicht verwischt wird und ihr Einsatz eine po-
litische Entscheidung des Präsidenten der 
USA nach ausreichender Konsultation im 
Bündnis bleibt.
— Das Risiko für einen Angreifer wird er-
höht, da der Verteidiger die unmittelbaren 
Auswirkungen seiner vorbedachten Eskala-
tion besser kontrollieren kann.
— Die Produktionsentscheidung liegt bei den 
USA; über eine Lagerung in Bündnisländern 
wird im Bündnis gemeinsam entschieden.

Am 22. Oktober 1977 erläut
27

erte Bundesvertei-
digungsminister Leber ) darüber hinaus:

.. Wir haben Zeit, das alles in Ruhe zu 
überlegen und stehen von keiner Seite her un-
ter Druck, auch nicht unter Zeitdruck! . . . Mi-
litärische Konflikte (werden) zwar mit Waffen 
ausgetragen, aber nicht durch Waffen ver-
ursacht ..."287).

27) Minister Leber bei der Sicherheitspolitischen 
Informationstagung der SPD-Bundestagsfraktion in 
Leverkusen 22./23. Oktober 1977.
28) Diese Meinung wurde am 24. Oktober 1977 vom 
damaligen Niederländischen Außenminister van der 
Stoel gestützt. Seine Aussage lautete, auf eine 
Kurzformel gebracht: Die Diskussion muß aus einer 
Gesamtsicht der nuklearen Verteidigung heraus ge-
führt werden. Es geht um die nukleare Verteidi-
gungswaffe der achtziger Jahre. Angesichts der 
internationalen Situation benötigt die NATO eine 
effektiv betriebene Abschreckung, wobei es keine 
Entwicklung geben darf, die das nukleare Risiko 
noch vergrößern würde.

29) Vgl. „International Herald Tribune' und „The 
Times", beide vom 29. Oktober 1977. Auszugsweise 
veröffentlicht in: Sozialdemokratische Sicherheits-
politik, Ausgabe 10/77, Dezember 1977.
30) Wireless Bulletin vom 6. Dezember 1977.

31)  Wireless Bulletin vom 12. Dezember 1977.
32) Amerika-Dienst vom 14. Dezember 1977.

Unterdessen hatten sich die ehemaligen Bun-
deswehrgenerale Trettner, Steinhoff, Bennecke 
und Graf Baudissin zu Wort gemeldet. Sie alle 

warnten vor der Produktion der Neutronen-
waffe bzw. deren Lagerung in Europa.
Am 28. Oktober 1977 hielt Bundeskanzler 
Schmidt vor dem Institut für Strategische Stu-
dien in London eine Rede 29): „... Die Neutro-
nenwaffe ist daraufhin zu prüfen, ob sie als 
ein zusätzliches Mittel der Abschreckungs-
strategie, als Mittel zur Verhinderung eines 
Krieges, für das Bündnis von Wert ist. Wir 
sollten uns aber nicht auf diese Prüfung be-
schränken, sondern auch untersuchen, welche 
Bedeutung und welches Gewicht diese Waffe 
in unseren Bemühungen um Rüstungskontrolle 
zukommt..."
Obgleich der Kongreß die Mittel für eine Pro-
duktion der Neutronenwaffe unterdessen frei-
gegeben hat, zögert der amerikanische Präsi-
dent, die endgültige Zustimmung zu geben, 
überraschend wurde Anfang Dezember ein 
Junktim zwischen der endgültigen Produk-
tionsentscheidung durch Präsident Carter und 
der europäischen Zustimmung zur Lagerung 
der Neutronenwaffe gebildet. US-Verteidi-
gungsminister Brown erklärte noch unmittel-
bar vor der Wintersitzung des NATO-Vertei-
digungs-Planungs-Ausschusses (DPC) in Brüs-
sel, daß „es am Ende eine amerikanische Ent-
scheidung sei, ob sie produziert werde", un-
abhängig davon, ob sie in Europa gelagert 
würde 30).
Am 6. Dezember 1977 sagte Brown dem ZDF-
Korrespondenten L. Rühl: „Wenn solche Waf-
fen (d. h. Neutronenwaffen — d. Verf.) nicht 
nach Europa gebracht werden sollen, dann 
würden wir dies bei der Entscheidung über 
die Beschaffung sehr genau erwägen müs-
sen." 31) Zum Abschluß der NATO-Winter-
tagung erklärte Brown dan  plötzlich sehr 
deutlich: „Wir wollen es nicht dazu kommen 
lassen, daß wir sie herstellen und unsere Ver-
bündeten dann beschließen, sie nicht dislozie-
ren zu lassen." Und weiter: „Natürlich müßte 
die Ankündigung der Dislozierung der An-
kündigung der Produktion folgen." 32)
Damit ist in der Praxis den Europäern die 
Verantwortung für die Produktionsentschei-
dung übertragen. Anders ist diese Bedingung 
der US-Administration für die Produktions-
freigabe nicht interpretierbar.



Anfang 1978 haben sich der NATO-General-
sekretär Luns, der Oberkommandierende der 
NATO-Streitkräfte in Europa, Haig, und des-
sen neu ernannter zweiter Stellvertreter 
Schmückle mehrfach mit vielfältigen Argu-
menten für die Einführung der Neutronen-
waffe ausgesprochen, da sie unbestreitbare 
militärische Vorteile biete.
Der für gewöhnlich gut unterrichtete Militär-
journalist Weinstein gab in der Frankfurter 
Al gemeinen Zeitung vom 28. Januar 1978 eine 
neue und interessante Begründung für die Ein-

führung der Neutronenwaffe. Er geht dabei 
davon aus, daß das Konzept der „flexible res-
ponse" überarbeitet werden muß: „Der Feind 
würde vom ersten Tag an atomar operieren. 
Wir aber auch." Daraus leitet er zwei Konse-
quenzen ab: 1. Die klassische (konventionelle) 
Schlacht ist eine Illusion. 2. Regionale Atom-
kriege sind heute möglich. Folglich brauche 
die NATO in Europa eine „regionale Ab-
schreckungswaffe" — insbesondere gegen die 
„sowjetische Panzerwaffe". Dies könne aber 
nur die Neutronenwaffe sein.

Neutronenwaffe als Gefechtsfeld-Nuklearwaffe in Europa

Die öffentliche Auseinandersetzung über die 
Produktion und die Aufnahme der Neutronen-
waffe in das Europäische Waffenarsenal der 
NATO hält unvermindert an. Es beteiligen 
sich — befürwortend und ablehnend — Poli-
tiker, ehemalige und aktive Militärs, Journa-
listen sowie breite Schichten der Bevölkerung. 
Deshalb sollen die wichtigsten Argumente 
einmal kurz zusammengefaßt angeführt wer-
den.

Die Befürworter meinen:

1. Die geringeren Neben- oder Kollateral-
schäden erlauben den Einsatz mit genau bere-
chenbarer Wirkung. Zusammen mit der hohen 
Genauigkeit der Trägersysteme (delivery Sy-
stems) ist deshalb eine Nuklearwaffe verfüg-
bar, die sehr nahe an den eigenen Truppen 
eingesetzt werden könnte. Sie könnte auf 
NATO-Territorium ohne Vernichtung und 
nicht zu verantwortender Gefährdung der ei-
genen Bevölkerung eingesetzt werden (gerin-
ge „collateral damage").

2. Die Begrenzbarkeit der Wirkung macht es 
dem Verteidiger leichter, diese Waffe einzu-
setzen. Sie ist besonders geeignet, den feindli-
chen Angriffsschwung zu brechen.
Damit steigt für einen Aggressor zugleich das 
Risiko, daß die Waffe eingesetzt wird; die 
Abschreckungswirkung wird also im Sinne 
der NATO-Doktri 33n erhöht ).

3. Die Höhe der nuklearen Schwelle wird in 
der Realität nicht durch die Art der verfügba-
ren Nuklearwaffen bestimmt, sondern

— vom Gegner, der als erster Nuklearwaffen 
einsetzt, und

— von der konventionellen Kampfkraft des 
Verteidigers.

Die Neutronenwaffe besitzt deshalb auch von 
daher keinen unmittelbaren Einfluß auf die 
Höhe der nuklearen Schwelle. Ihr zusätzlicher 
Abschreckungswert könnte aber den Gegner 
abhalten, als erster Nuklearwaffen einzuset-
zen und damit diese Schwelle zu übersteigen.

4. Der Übergang vom konventionellen zum 
nuklearen Einsatz wird nicht verwischt, da 
die Neutronenwaffe überwiegend Kern- oder 
Primärstrahlung abgibt, also die typische Nu-
klearwaffen-Wirkungskomponente besitzt.

5. Der Einsatz bleibt in der Hand des Präsi-
denten der Vereinigten Staaten von Amerika. 
Dieser entscheidet erst nach ausreichender 
Konsultation im Bündnis. Eine Delegation auf 
Militärs findet nicht statt. So ist sicherge-
stellt, daß die Entscheidung stets bei den ver-
antwortlichen Politikern liegt.

6. Eine wirksame, ausschließlich konventio-
nelle Verteidigung ist der NATO in Mittel-
europa gegenüber dem Warschauer Pakt — 
zumindest im Augenblick — nicht möglich. 
Deshalb kann auf taktische Nuklearwaffen 
nicht verzichtet werden.

Die Neutronenwaffe bedeutet aber nichts wei-
ter als eine Modernisierung und damit eine 

33) Vgl. US-Senator Sam Nunn in einem Interview 
mit dem Wochenmagazin „U. S. News and World 
Report" vom 25. Juli 1977 und General Schulze, 
Oberbefehlshaber der Streitkräfte Europa-Mitte, 
nach einer Meldung der „Frankfurter Allgemeine" 
vom 10. Dezember 1977.



Verbesserung dieses Arsenals 34 ). Diese Ver-
besserung liegt insbesondere darin, daß mit 
der Neutronenwaffe motorisierte und auch ge-
panzerte Verbände — zugeschnitten auf Art 
und Größe des Zieles — zerstört bzw. zum 
Stillstand gebracht werden können.

Die Neutronenwaffe ist daher die für den Ein-
satz in Mitteleuropa optimierte taktische Nu-
klearwaffe.

7. Im Falle der Notwendigkeit des Einsatzes 
von taktischen Nuklearwaffen ist das Eskala-
tionsrisiko bei Verwendung der Neutronen-
waffe geringer als bei den derzeitigen Nu-
klearwaffen. Das beruht auf der Möglichkeit 
zum eng begrenzten Einsatz, wodurch eine 
weitere nukleare Option eröffnet wird, die 
unterhalb der Schadensschwelle derzeit ver-
fügbarer Systeme liegt.

Zudem kann ein solcher Einsatz mit genauer 
Wirkungsprognose dem Gegner angezeigt 
werden, um auf diese Weise die Wiederher-
stellung der Abschreckung zu fördern.

8. Die Neutronenwaffe besitzt überwiegend 
defensiven Charakter. Lediglich ein Aggressor 
sähe sich auf dem Gefechtsfeld mit der Gefahr 
ihres Einsatzes konfrontiert.

Sie stellt also ein stabilisierendes Element im 
Rahmen der NATO-Doktrin (flexible respon-
se) dar. Aus dieser Sicht ist eine Behinderung 
von Abrüstungsverhandlungen, einschließlich 
MBFR, nicht zu erwarten.

9. Es ist nicht anzunehmen, daß die UdSSR 
ihrerseits auf die Entwicklung moderner Nu-
klearwaffen freiwillig verzichtet. Ein einseiti-
ger westlicher Verzicht auf die Einführung 
der Neutronenwaffe hieße also nur, die Chan-
ce auf einen potentiellen technologischen Vor-
sprung des Westens nicht zu nutzen. Würde 
aber die UdSSR die Neutronenwaffe als erste 
einführen, würden sich die nuklearen Fähig-
keiten in Europa weiter zuungunsten des We-
stens verschieben.

10. Im Gefolge einer Ablehnung der Neutro-
nenwaffe ist zu erwarten, daß erneut eine 
kernwaffenfreie Zone in Europa gefordert 
wird. Ohne nukleare Abschreckung ist aber 
die Bundesrepublik nicht zu verteidigen.

11. Ein vorzeitiger Verzicht auf die Neutro-
nenwaffe (ob Produktion, ob Lagerung) würde 
die technologische und militär-strategische 
Verhandlungsoptionen des Westens ohne adä-
quate Gegenleistung des Warschauer Paktes 
preisgeben.
Unter den Gegner der Neutronenwaffe findet 
man natürlich auch alle jene, welche Nuklear-
waffen — aus den verschiedensten Gründen — 
grundsätzlich ablehnen. Die Forderungen nach 
Abschaffung aller Massenvernichtungsmittel 
auf der ganzen Welt ist eine von der Friedens-
sehnsucht der Menschen getragene, breit un-
terstützte politische Forderung. Die christ-
lichen Kirchen haben sich ausnahmslos grund-
sätzlich gegen die Einführung und Beibehal-
tung von Massenvernichtungswaffen ausge-
sprochen.
Diese fundamentalen Fragen sollen in diesem 
Zusammenhang nicht betrachtet werden. Viel-
mehr soll dargestellt werden, welche Argu-
mente innerhalb der geltenden NATO-Stra-
tegie gegen die Produktion der Neutronen-
waffe bzw. deren Aufnahme in das in Europa 
liegende amerikanische Nuklear-Potential an-
geführt wurden:
1. Die Technologie der Neutronenwaffe er-
laubt ihren Einsatz mit geringen, klar be-
stimmbaren Nebenwirkungen. Damit wird die 
Risikobereitschaft, diese Waffe auch einzuset-
zen, bei Politikern, aber insbesondere bei den 
Militärs größer. Deshalb sinkt die nukleare 
Schwelle; ein Nuklearwaffeneinsatz wird 
wahrscheinlicher. Dieses Argument wird u. a. 
durch ein Anfang 1978 veröffentlichtes Gut-
achten der amerikanischen Abrüstungsbehör-
de gestützt.
2. Wenn erst einmal eine Nuklearwaffe ein-
gesetzt ist — gleich welcher Bauart —, wird 
ein Gegner, schon aus Gründen der Außen-
wirkung, mit hoher Wahrscheinlichkeit in 
gleicher Qualität antworten. Die Auseinan-
dersetzung würde eskalieren. Es besteht die 
Gefahr der unbeherrschbaren Ausweitung. 
Damit würde aber genau das erreicht, was 
vermieden werden sollte: Der Eintritt in einen 
nuklearen Schlagabtausch.
Dabei würden vom potentiellen Gegner die 
ihm verfügbaren „schmutzigen“ Nuklearwaf-
fen eingesetzt werden.

34) In diesem Zusammenhang wird häufig auf das 
Interview des Ministers für Nationale Verteidi-
gung der DDR, Armeegeneral Heinz Hoffmann, 
hingewiesen, das am 23. November 1977 in „Neues 
Deutschland“ erschien. Dort führte er u. a. aus: 
.....  Man (sollte) dabei beachten, daß es sich bei 
allen Unterschieden in der Wirkungsweise und 
den Einsatzmethoden zu den bisherigen Kernwaf-
fen nicht um ein grundsätzliches neues Waffensy-
stem handelt, dessen Einführung in die NATO-
Streitkräfte ihnen eine umwälzende Überlegenheit 
verschaffen würde, wie das im Westen häufig be-
hauptet wird..."



3. Selbst Neutronenwaffen besitzen für die 
eigene Operationsführung des Verteidigers 
mehr Nachteile als Vorteile, weil die Träger-
mittel (Lance, 203-mm-Haubitze) nur geringe 
Reichweiten haben. Eine Gefährdung der eige-
nen Truppe — insbesondere in realen Ge-
fechtssituationen — ist nicht auszuschließen.

Durch eine Neutronenwaffe würden nur ver-
hältnismäßig wenige Kampfflugzeuge ausge-
schaltet. Eine deutlich entlastende militäri-
sche Wirkung ginge deshalb nur von einem 
Einsatz in großer Zahl aus. Dies ist jedoch 
wegen der Eskalationswirkung nicht zu ver-
treten.

4. Die Gefechtsfeld-Nuklearwaffe muß flexi-
bel, entsprechend den schnell wechselnden 
Lagen auf dem Gefechtsfeld eingesetzt wer-
den können.
Die Freigabe durch den Präsidenten der USA, 
einschließlich des erforderlichen Konsultati-
onsprozesses, würde daher im Einzelfall viel 
zu lange dauern,
— wollte jeder Entscheidungsträger sich vor-
her genügend mit der konkreten Lage ver-
traut machen oder
— um die gewünschte Wirkung (auch gegen 
mobile Ziele) zu erreichen.
Deshalb wäre die Delegation des Einsatzes 
fast unausweichlich und die politische Kon-
trolle im Einzelfall nicht gewährleistet.

5. „Eine amerikanische Regierung könnte bei 
Vorhandensein von Neutronenwaffen eher 
dazu neigen, in bestimmten Krisen Westeuro-
pa als angeblich selbständigen Kriegsschau-
platz sicherheitspolitisch, zumindest strate-
gisch abzukoppeln. Damit rückte Westeuropa 
aus dem strategisch-nuklearen Abschrek-
kungsschirm heraus; die Abschreckung ver-
löre den entscheidenden Faktor ihrer Glaub-
würdigkeit." (Generalleutnant a. D. Graf Bau-
dissin am 27. November 1977 im „Vorwärts".)

6. Die Neutronenwaffe würde primär gegen 
einen eingebrochenen motorisierten Feind, 
vornehmlich Kampfpanzer, eingesetzt. Dies 
geschieht in jedem Fall auf dem Territorium 
der Bundesrepublik. Auch der Gegenschlag 
des Warschauer Paktes würde mithin auf 
bundesrepublikanischem Boden erfolgen. Un-
ser Land würde deshalb vorgeplant und ohne 
Alternative einem nuklearen Inferno ausge-
setzt.

Andere nukleare Optionen würden nämlich 
zwangsläufig hinter diese (zumindest aus 

amerikanischer Sicht) am wenigsten eskalati-
onsfördernde Möglichkeit zurückstehen. Inso-
fern ist das Interesse der Bundesrepublik 
grundsätzlich von dem seiner Verbündeten 
verschieden und erfordert deren Verständnis.

7. Ein gezieltes Interventionsrecht der Bun-
desregierung gegen bestimmte Nuklearwaf-
feneinsätze (z. B. in Form eines Vetorechtes) 
ist zwar theoretisch denkbar, aber nicht prak-
tikabel. Es ist damit auch im Falle der Neu-
tronenwaffe nicht anwendbar.
Der Grund hierfür ist darin zu sehen, daß ein 
potentieller Gegner gezielte Sanktionen ge-
genüber der Bundesrepublik androhen könnte, 
falls diese von einem bestehenden Interventi-
onsrecht nicht Gebrauch machen würde. Da-
durch würde ein Aggressor sein eigenes Risi-
ko generell deutlich vermindern können.
Die Kollektivität der Verantwortung bei ei-
nem Nuklearwaffeneinsatz besitzt somit es-
sentielle Bedeutung für die NATO.
Da aber eine besondere Einspruchsmöglich-
keit der Bundesregierung (über die bestehen-
den Rechte und Verfahren hinaus) gegen den 
Einsatz der Neutronenwaffe nicht mehr ge-
geben ist, wenn sie erst einmal dem euro-
päischen Waffenarsenal angehört, ist die Ab-
lehnung der Lagerung in Europa die letzte 
Möglichkeit, ihren Einsatz im Konfliktfalle 
mit großer Sicherheit auszuschließen.

8. Die Abschreckungswirkung der Nuklear-
waffen beruht
— auf ihrem Verbund in der Triade und
— der permanenten Bedrohung des Kernlan-
des eines Aggressors, einschließlich des 
Kernlandes einer Nuklearmacht.
Die Neutronenwaffe vermag aber weder den 
Verbund der Triade zu stärken noch das Kern-
land des Warschauer Paktes unmittelbar zu 
bedrohen. Sie stärkt also nicht die Abschrek-
kung.
Sie ist zudem deshalb besonders gefährlich, 
weil sie die Tendenz unterstützt, Kriege wie-
der „führbarer" zu machen. Insofern stünde 
ihre Einführung sogar im Widerspruch zur 
geltenden NATO-Doktrin der Abschreckung.

9. Die Mittel, die für die Produktion der 
Neutronenwaffe erforderlich sind, könnten 
wesentlich kosteneffektiver zum Ausbau des 
konventionellen Potentials genutzt werden. 
Insbesondere in Europa würde so die kon-
ventionelle Disparität ausgeglichen werden 
können.



Im übrigen wäre man auf diese Weise der 
Sorge enthoben, es könnte (z. B. in den USA) 
langfristig die Neigung bestehen, vermehrt 
konventionelle Kampfkraft zugunsten der 
Neutronenwaffe in Europa abzubauen35 ). Da-
von wäre insbesondere die Bundesrepublik 
Deutschland betroffen.

35) Diese Vermutung wird durch ein Interview des 
US-Verteidigungsministers Brown vom 9. Dezember 
1977 in Brüssel (Wireless Bulletin vom 12. Dezem-
ber 1977) genährt. Dort hatte er erwähnt, die Neu-
tronenwaffe reduziere die Zerstörungswirkung 
gegenüber „befreundeten Truppen oder Zivilisten 
und städtischen Regionen“. US-Streitkräfte hatte 
er in seine Überlegungen nicht einbezogen. Dies 
geschah zweimal im gleichen Interview. Fast

Zum einen ließe sich die Konzeption der Vor-
neverteidigung nicht mehr aufrechterhalten 
und zum anderen müßten Nuklearwaffen (zu-
nächst in Form der Neutronenwaffe) noch frü-
her eingesetzt werden als bisher vermutet.

10. Durch die Einführung der Neutronenwaffe 
auf dem europäischen Kriegsschauplatz ist 
aus amerikanischem Blickwinkel ein „ideales" 
Gegenmittel zu den sowjetischen Panzermas-
sen gefunden. Dadurch erklärt sich auch das 
amerikanische Interesse an der Einführung der 
Neutronenwaffe. Unterstellt, eine Eskalations-
gefahr bestehe beim Einsatz der Neutronen-
waffe nicht, so gelänge es den USA, den 
europäischen Kriegsschauplatz auch bei An-
wendung nuklearer Waffensysteme zu regio-
nalisieren.

Damit verbindet sich für die Europäer eine 
doppelte Gefahr:
— für die Supermächte wird ein Krieg (auch 
ein Nuklearkrieg!) in Europa nicht existenz-
bedrohend,
— die Verantwortung für die Verteidigung 
Westeuropas würde von den USA (möglicher-
weise langfristig) verstärkt auf die Europäer 
abgewälzt werden.

Als Konsequenz wäre eine beträchtliche kon-
ventionelle Aufrüstung der europäischen 

NATO-Partner unausweichlich, wobei gleich-
zeitig eine Entlastung der USA einträte. Eine 
derartige Entwicklung kann aber insbesonde-
re von der Bundesrepublik (da dann ihr wei-
ter zunehmendes politisches Gewicht in 
Westeuropa bedacht werden muß) nicht ge-
wollt werden.

11. „Der Einsatz der Neutronenwaffe ... wird 
... nur dann in Erwägung gezogen, wenn der 
potentielle Gegner eine großangelegte kon-
ventionelle Aggression gegen die Staaten der 
NATO begonnen oder seinerseits im Rahmen 
einer anlaufenden Aggression bereits Nuklear-
waffen eingesetzt hat... Wenn der potentielle 
Gegner angesichts von Doktrin und Bewaff-
nung der NATO eine großangelegte konven-
tionelle Aggression beginnen würde, wäre er 
auch zum unbegrenzten Nuklearkrieg ent-
schlossen." (Manfred Wörner in „Europäische 
Wehrkunde" 12/77.)

Wenn diese Feststellungen zutreffen, gibt es 
überhaupt keine sinnvolle Option für die (ge-
gen Kampfpanzer wirkungsoptimierte) Neu-
tronenwaffe. Die Abschreckung könnte nur 
mit anderen als Gefechtsfeldnuklearwaffen 
wiederhergestellt werden.

In jedem anderen Szenario aber — beispiels-
weise einer Aggression mit begrenztem Ziel — 
würde eine rein konventionelle Verteidigung 
durch die NATO möglich sein.

Unter dieser Prämisse gibt es mithin keinen 
vernünftigen Grund für die Einführung der 
Neutronenwaffe in Europa, darüber hinaus 
erscheinen in diesem Lichte auch heutige Ge-
fechtsnuklearwaffen von minderem Wert.

Politische Argumente im Umfeld

Neben diesen militärstrategisch orientierten 
Diskussionen gewannen in der öffentlichen 
Auseinandersetzung auch allgemeinpolitische, 
völkerrechtliche und sicherheitspolitische 
Probleme an Bedeutung.

der militärstrategischen Diskussion

Der Vertrag über die Nichtverbreitung von 
Nuklearwaffen (NPT) würde, so wird befürch-
tet, an Wert verlieren. Nach Einführung der 
Neutronenwaffe müßten sich (ausschließlich) 
konventionell ausgerüstete kleinere Länder

identische Formulierungen hatte er bereits in ei-
nem Interview am 7. Dezember 1977 (Amerika-
Dienst vom 14. Dezember 1977) gebraucht, so daß 
eine zufällige Unterlassung unwahrscheinlich ist. 
In diesem Zusammenhang muß aber darauf ver-
wiesen werden, daß die USA ab 1979 ihre konven-
tionelle Kampfkraft in Europa auch personell ver-
stärken wollen. Dies wurde von den europäischen 
NATO-Verbündeten ausdrücklich begrüßt. 



nuklear bedroht fühlen. Deshalb, so wurde 
argumentiert, würden auch diese Länder die 
nukleare Aufrüstung wünschen; die Verbrei-
tung von Nuklearwaffen sei dann nicht mehr 
einzudämmen.
Durch die Einführung der Neutronenwaffe im 
Westen sei der Abschluß eines allgemeinen 
Teststopp-Abkommens unwahrscheinlich ge-
worden. Schließlich könne der Sowjetunion 
nicht verwehrt werden, die technologische 
Entwicklung nachzuvollziehen — und dazu 
seien Tests nun einmal erforderlich. Des wei-
teren wurde befürchtet, die Rüstungskontroll-
verhandlungen könnten — zumindest aufgrund 
einer allgemeinen Klimaverschlechterung — 
behindert werden. In diesem Zusammenhang 
ist auch von der Gefahr eines neuen Wett-
rüstens die Rede.
Besonders gewichtige Argumente sprechen 
nach Ansicht einiger Politiker für die Einbe-
ziehung der Neutronenwaffe in laufende Ge-
spräche zur Streitkräftebegrenzung oder zu-

mindest für die Wahrung dieser Option”). 
Der Osten hat sich klar gegen die Neutronen-
waffe im Westen ausgesprochen; es dürfte ihm 
deshalb im Augenblick schwerfallen, dieses 
Waffensystem für sich selbst vor der Welt-
öffentlichkeit zu reklamieren.

Ein Verzicht des Westens auf die Anwendung 
neuer Technologie sollte aber der Gegenseite 
nicht „geschenkt" werden. Da die Zeit in die-
ser Frage auf politischem und technischem 
Gebiet für den Warschauer Pakt arbeitet, 
sollte entweder die amerikanische Produk-
tionsentscheidung — wie in Aussicht genom-
men — fallen, gleichzeitig aber ein zeitlich 
limitiertes Verhandlungsangebot bezüglich 
der Stationierung (z. B. in Europa) gemacht 
oder die weiterreichende Offerte eines Pro-
duktionsmoratoriums in den ost-westlichen 
Abrüstungsdialog eingebracht werden. Beide 
Optionen könnten Teil einer umfassenden 
MBFR-Verhandlungsleitlinie des Westens 
bzw. der Bundesrepublik Deutschland werden.

Schlußbetrachtung

Die Neutronenwaffe ist nur ein Symbol für 
die „Findigkeit" menschlichen Geistes.
Heute gibt es glücklicherweise Beispiele für 
die Ächtung bestimmter Waffen und Kampf-
mittel. Die Fortschritte bei Rüstungskontroll-, 
Abrüstungs- und Kriegsvölkerrechts-Verhand-
lungen sind zwar gering, bergen aber den 
Schimmer einer Hoffnung. Der „technische 
Fortschritt", der in der Waffentechnologie be-
sonders zu Hause ist, folgt einer umfassenden 
Eigendynamik. Er ist die Folge der weltwei-
ten Arithmetik der Drohsysteme.
Wir beobachten das Phänomen, daß eine Aus-
sage über die Neutronenwaffe erst dann sinn-
voll möglich ist, wenn neben ihrem „militä-
rischen Wert" auch die „konkrete Situation 
ihrer Anwendung" beurteilt wird36). Beide 
Faktoren sind untrennbar miteinander ver-
knüpft. Von daher ist es auch verständlich, 
wenn verschiedene NATO-Partner das Thema 
Neutronenwaffe in der Diskussion' unter-
schiedlich akzentuieren.

36) Zum Beispiel: Erwin Hom in „Vorwärts" vom 
27. Oktober 1977, Hans Koschnick am 23. Septem-
ber 1977 in Hamburg, Manfred Wörner in „Euro-
päische Wehrkunde" 12/77.
37) Man kann geradezu vom „Relativen militä-
rischen Wert der Neutronenwaffe" sprechen: Für 
ein Land, das der Gefahr ausgesetzt ist, Gefechts-
feld zu werden, besitzt er eine andere Dimension 
als für ein anderes, das nicht unmittelbar berührt 
ist.

Wir in der Bundesrepublik müssen uns als 
vorgeschobener Posten des Atlantischen 
Bündnisses wohl damit abfinden, daß unser 
Land mit oder ohne Neutronenwaffe im 
Kriegsfälle Gefechtsfeld wäre. Das erklärt 

wohl auch, warum dieses Thema die Gemüter 
gerade in unserem Lande so bewegt.

Die UdSSR ist unterdessen, zumindest verbal, 
zum Gegenangriff angetreten. Radio Moskau 
zitierte am 8. Dezember 1977 eine westliche 
„nüchterne, warnende Stimme: Es gibt kein 
Monopol auf die neue Waffe! Man darf die 
andere Seite nicht provozieren, nicht zu Ge-
genmaßnahmen nötigen und die ganze Welt 
dadurch zu einer neuen Verschärfung der Ri-
valität im militärischen Bereich hindrän-
gen!"

Wie immer sich der US-Präsident entscheiden 
mag, er wird daran gemessen werden, um 
wieviel sicherer der Friede durch sein Votum 
geworden ist. Seine Entscheidung wirkt des-
halb weit über den Tag hinaus.



Hans Günter Brauch

Abrüstungsamt der Bundesregierung— 
Ein Vorschlag für eine aktive Friedenspolitik

Die Entscheidungen, die wir heute auf dem 
Gebiet der Wissenschait und Technologie 
treffen, bestimmen die Taktiken, dann die 
Strategie und schließlich die Politik von mor-
gen.“ )
Lord Solly Zuckerman, langjähriger 'Wissen-
schaftsberater der britischen Regierung
Die Aktualität dieses Satzes wurde im Zusam-
menhang mit der Neutronenwaffe erneut be-
stätigt. Die Neutronenwaffe1), die bereits 
1958 entworfen und 1963 getestet wurde, war 
zunächst als Gefechtskopf für das amerikani-
sche Raketenabwehrsystem (ABM) vorgese-
hen mit dem Ziel, gegnerische Interkontinen-
talraketen außerhalb der Atmosphäre abzu-
fangen und ohne Schaden für das eigene Land 
zu neutralisieren. Nach der Streichung der 
Mittel für ABM fanden amerikanische Waf-
fentechnologen und Strategen für die Neutro-
nenwaffe auf dem europäischen Schauplatz 
einen neuen Verwendungszweck. Während 
amerikanische Kommandeure wegen der ver-
stärkten Strahlenwirkung der Neutronenwaffe 
mit der Beschaffung lange zögerten, waren 
nach Verlust der ABM-„mission" mächtige in-

1) Lord Solly Zuckerman, zitiert nach: Milton 
Leitenberg, Die Dynamik der Militärtechnologie, 
in: Rüstung und Abrüstung im Atomzeitalter. Ein 
Handbuch, hrsg. von SIPRI, Reinbek bei Hamburg, 
Oktober 1977, S. 229.
2) Jo Rodejohann, Entwicklung, Wirkungsweise 
und Gefahren der Neutronen-Bombe (ERW), 
in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 
8/1977, S. 939—948; Gert Krell/Dieter Senghaas, 
Stichwort Neutronenbombe: Sicherheitspolitik als 
Sicherheitsrisiko, in: Vorwärts, 4. 8. 1977, S. 10; 
Jorma K. Miettinen, Tactical Nuclear Weapons in 
Europe and Trends in Their Development, in: Bul-
letin of Peace Proposals, 1/1977, S. 32—46; ders., 
in: Technologie und Politik 9, Beiträge zu Nuklear-
unfällen und zur Neutronenbombe, rororo aktuell 
November 1977; A. Andreas Guha (Hrsg.), Die Neu-
tronenbombe oder Die Perversion menschlichen 
Denkens, Fischer Taschenbuch, Frankfurt 1977; Hu-
bert Feigl, Zur Entwicklung der Neutronenwaffe, 
in: Europäische Wehrkunde, 9/1977, S. 433—436; 
Herbert Gaertner, Neutronen-Gefechtsfeldwaffe, in: 
Wehrtechnik, 10/1977, S. 13—16; Lichtblitz über der 
Elbe, in: Der Spiegel, Nr. 30/1977, 18. 7. 1977, S. 19 
bis 27; Gert Krell/Peter Schlotter, Zur Diskussion 
über die taktischen Nuklearwaffen in Europa. Ana-
lyse und Dokumentation, HSFK-Papier, September 
1977; Hans Günter Brauch, mehrere Beiträge zur 
Neutronenwaffe in: Frankfurter Hefte, 12/1977; Die 
Neue Gesellschaft, 12/1977, Neue Politik, 10/1977.

3) Dieter Senghaas, Rüstung und Militarismus,
Frankfurt 1972; Gert Krell, Rüstungsdynamik und 
Rüstungskontrolle. Die gesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen um SALT in den USA 1969—1975, 
Frankfurt 1977; Hans Günter Brauch, Struktureller 
Wandel und Rüstungspolitik der USA (1940— 
1950). Zur Weltführungsrolle und inren innenpoli-
tischen Bedingungen, Ann Arbor — London 
1977; ders., Entwicklungen und Ergebnisse der Frie-
densforschung (I)—(IV)), in: Neue Politische Lite-
ratur, Jahrgang XXII, Heft 2, S. 174—201, Heft 3, 
S. 385—412; Heft 4/1977 und Heft 1/1978.

stitutionelle Gründe und die Befürchtung, ohne 
die Neutronenwaffe den nuklearen Kampf-
auftrag nicht voll erhalten zu können, für 
den Sinneswandel in der amerikanischen Ar-
mee verantwortlich. Der frühere US-Verteidi-
gungsminister Laird kündigte am 13. April 
1972 an, daß nach dem erfolgreichen Abschluß 
von SALT I den taktisch-nuklearen (d. h. auch 
den Neutronenwaffen) Waffen größeres Ge-
wicht beigemessen werde. Die Neutronen-
waffe als Ergebnis einer Verbindung tech-
nologischer Entwicklungen, bürokratischer 
und industrieller Interessen, die erst im nach-
hinein ihre wechselnde Funktion und strate-
gische Begründung erhielt und die als Ergeb-
nis von Rüstungskontrollverhandlungen be-
schleunigt entwickelt wurde, bestätigt erneut 
die kritischen Thesen, die in Arbeiten zur 
amerikanischen Rüstungsdynamik entwickelt 
wurden 3).

Wollen die Politiker und die Publizisten nicht 
die unkritischen Vollstrecker und Legitimato-
ren eigendynamischer Rüstungsprozesse wer-
den, die zunehmend die Bemühungen um Ab-
rüstung und kontrollierte Rüstungssteuerung 
und die laufenden Rüstungskontrollverhand-
lungen zu gefährden und die nukleare Ab-
schreckung zu destabilisieren drohen, dann 
müssen sie die jeweiligen Begründungen für 
neue Waffensysteme kritisch durchleuchten 
und bereits vor der Einführung neuer Waffen-
systeme sich um vertragliche Abkommen be-
mühen, die dem qualitativen Rüstungswett-
lauf Einhalt gebieten. Ein dokumentarischer 
Überblick über die Verteidigungsdebatte zur 
Neutronenwaffe am 8. September und die öf-
fentlichen Stellungnahmen von Parlamenta-
riern ergaben, daß zunächst weitgehend die 



befürwortenden Argumente von selten des 
Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) 
übernommen und die 

4
Gegenargumente nicht 

behandelt wurden ). Nachdem die parlamen-
tarische Diskussion durch befürwortende Ex-
pertisen der Exekutive und ihr nahestehender 
Forschungsinstitute vorbestimmt war, blieb 
zunächst nur der moralisch-ethische Protest 
Egon Bahrs, um eine sofortige positive Zu-
stimmung des Bundestages zur Stationierung 
von Neutronenwaffen auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik zu verhindern. Dieses Bei-
spiel illustiert die rüstungsdynamischen Me-
chanismen und bestätigt die von Lord Zucker-
man genannten Entwicklungstendenzen. Dies 
führt mich zu folgenden Überlegungen:

1. Es fehlt innerhalb der Bundesregierung ein 
Abrüstungsamt, das bei jeder waffentechnolo-
gischen Entwicklung auf die Auswirkungen 
für die Entspannungs- und Abrüstungspolitik 
aufmerksam macht.

2. Der Bundestag, d. h. der Unterausschuß für 
Abrüstung und Rüstungskontrolle, ist perso-
nell überfordert, neben der Routinearbeit ge-
genüber den Expertisen des BMVg dieses ad-
ministrative Defizit auszugleichen.

3. Es fehlt an einer mit sicherheitspolitischen 
Fragen vertrauten und an neuen Entspan-
nungs- und Abrüstungsinitiativen interessier-
ten Öffentlichkeit.

4. Die meisten Friedens- und Konfliktforscher 
beschränkten sich bisher auf die Analyse von 
Aspekten des „organisierten Unfriedens". Sie 
verzichten oft darauf, aus ihrer kritischen 
Analyse politische Schlußfolgerungen zu zie-
hen und konkrete Vorschläge zu entwickeln. 
Politische Praktiker in Parlament und Regie-
rung, aber auch Journalisten, Gewerkschaft-
ler und Multiplikatoren im Bildungsbereich 
und in kirchlichen Gruppen können mit dem 
kritischen Wissen jedoch allein wenig anfan-
gen.

Wicklung langfristiger Friedensutopien jen-
seits der Abschreckung beschränken, sie soll-

Eine sich politisch verstehende Friedens- und 
Konfliktforschung darf sich nicht auf die Ent-

4) Hans Günter Brauch, Die amerikanische und 
die westdeutsche Debatte zur Neutronenwaffe. Ein 
dokumentarischer Überblick und einige politische 
Schlußfolgerungen, unveröffentlichtes Manuskript, 
September 1977, 36 Seiten; ders., Die Auseinander-
setzung um die Neutronenwaffe in der Bundesrepu-
blik, in: Neue Politik, 10/1977. 

te vielmehr realistische Zwischenschritte für 
eine Beschränkung des Kriegsrisikos und eine 
Verminderung von Rüstungsaufwendungen 
und Truppenstärken entwickeln. Die Kenntnis 
der vielfältigen internationalen, blockinternen 
und innergesellschaftlichen Widerstände ge-
gen Abrüstungsmaßnahmen5), der negativen 
Auswirkungen von Rüstungskontrollverhand-
lungen, die häufig zur Rechtfertigung neuer 
Aufrüstungsmaßnahmen bzw. zur Verhinde-
rung einseitiger Verminderungen benutzt 
wurden6), sollten die Friedensforscher für 
Vorschläge nutzen, die die Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß sich z. B. die innenpoliti-
schen Widerstände (z. B. der Betriebsräte aus 
wehrtechnischen Unternehmen, die um die 
Arbeitsplätze bangen) 7) nicht öffentlichkeits-
wirksam artikulieren können. Die Konsequenz 
aus einer derart realitätsbezogenen Analyse 
könnte z. B. sein: Forcierung der Forschung 
über die Umstellung von der militärischen 
zur zivilen Produktion8), Schaffung der admi-
nistrativen Problemlösungskapazitäten für die 
Entwicklung und Verwirklichung von Umstel-
lungsplänen.

5) Raimo Väyrynen, Abrüstung und Entspannung: 
Divergierende oder konvergierende Phänomene? 
in: Annemarie Große-Jütte, Rüdiger Jütte (Hrsg.), 
Entspannung ohne Frieden, Versäumnisse europä-
ischer Politik, Frankfurt 1977, S. 218—241; Gert 
Krell, Zur Theorie der Rüstungsdynamik im Ost-
West-Konflikt — Ein kritischer Überblick über die 
verschiedenen Ansätze, in: Politische Vierteljah-
resschrift, 17. Jahrgang 1976, Heft 4, S. 437—473.
6) William Epstein/Toshiyuki Toyoda, A New De-
sign for Nuclear Disarmament, Pugwash Sympo-
sion, Kyoto Japan, Nottingham 1977; David 
T. Johnson, Barry R. Schneider, Current Issues in 
U. S. Defense Policy, New York, Washington, Lon-
don 1976; Dieter Senghaas, Aufrüstung durch Rü-
stungskontrolle, Stuttgart 1972; zu MB FR vgl. Mi-
litärpolitik-Dokumentation, 3—4/1977.
7) Vgl. Hans Günter Brauch, Rüstungsindustrie 
und Abrüstung: Statt Rüstung Produktion ziviler 
Güter. In einem Abrüstungsamt beim Bundeskanz-
leramt könnte die Umstellungsplanung zusammen-
gefaßt werden (unveröffentlichtes Manuskript).
8) Hierzu führt Prof. Ulrich Albrecht (Freie Uni-
versität Berlin) im Auftrag der DGFK z. Z. eine 
Bestandsaufnahme durch: Der Stand der Rüstungs-
konversionsforschung in Westeuropa. Der Ab-
schluß ist für Sommer 1978 vorgesehen.

Hinsichtlich der Neutronenwaffe kann die 
empirisch gewonnene Erkenntnis, daß ein als 
Verhandlungspfand („bargaining chip") einge-
führtes Waffensystem nach der Produktion 
und Stationierung aufgrund bürokratischer, 
ökonomischer und strategischer „Sach"-



zwänge nicht mehr verhandlungsfähig ist (z. B. 
die Mehrfachsprengköpfe MIRV) 9), zu dem 
Schluß führen, Rüstungskontrollabkommen 
vor deren Einführung zu schließen. Die Vor-
phase von SALT I zeigte auch, daß die So-
wjetunion erst verhandlungsbereit war, als 
sie selbst bei der Entwicklung der MIRV-
Technologie große Fortschrit e machte. 
Schließlich führt die Entwicklung neuer Waf-

fensysteme sogleich zur Entwicklung der Ge-
gensysteme (technologischer Impuls bzw. die 
These des „Wettrüstens mit sich selbst" 0)). 
All diese empirisch gewonnenen Erkenntnisse 
aus der Analyse rüstungsdynamischer Prozes-
se und der Theorie und Praxis der Rüstungs-
kontrollverhandlungen veranlassen mich zu 
der folgenden, politisch realisierbaren Empfeh-
lung:

10) Herbert York, Race to Oblivion, New York 
1970.
11) Willy Brandt, Thesen zur Abrüstung, vorqe-
legt dem Büro der sozialistischen Interpationale 
am 15. und 16. Oktober 1977 in Madrid.

Neutronenwaffe für Abrüstungsinitiative nutzen

Während der 22. Tagung der Nuklearen P
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la-
nungsgruppe in Bari wurde am ./12.  Oktober 
1977 von den NATO-Verteidigungsministern 
die Entscheidung über die Lagerung der Neu-
tronenwaffe in den Bündnisländern — insbe-
sondere auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland — auf das Frühjahr 1978 ver-
tagt. Da die Stationierung von Neutronenge-
fechtsköpfen auf unserem Gebiet einer bilate-
ralen vertraglichen Regelung bedarf und der 
Bundesregierung bei der Lagerung der Neu-
tronenwaffe ein Mitentscheidungsrecht im 
Rahmen der NATO zusteht, sollte die Bun-
desregierung dieses Mitentscheidungsrecht 
und die Zeit bis zum Frühjahr 1978 für die 
Vorbereitung einer neuen, mit den anderen 
NATO-Ländern abgestimmten Entspannungs-
und Abrüstungsinitiative nutzen, die jene 
„Waffensysteme der Grauzone" zwischen 
SALT und MBFR (z. B. Neutronenwaffe, 
Marschflugkörper, Backfire und sowjetische 
Mittelstreckenraketen) umfaßt.

Der Vorsitzende der sozialistischen Interna-
tionale und ehemalige Bundeskanzler Willy 
Brandt führte hierzu in seinen Thesen zur Ab-
rüstung, die einer Sitzung der Internationale 
am 15. und 16. Oktober 1977 in Madrid vor-
lagen, u. a. aus:
„Anlaß zu großer Sorge bietet die Entwick-
lung solcher Waffensysteme, die bisher we-
der bei SALT noch bei MBFR in die Verhand-
lungen einbezogen sind. Die sogenannten 
Grau-Zonen-Waffen unterlaufen ebenso wie 
technologische Innovationen bisher erzielte 
Verhandlungsergebnisse in anderen Berei-
chen. Es ist daher von großer Wichtigkeit, 
daß die Rüstungskontrollverhandlungen auf 
diesen Bereich ausgedehnt werden. Eine be-

9) Ronald Leon Tammen, MIRV and the Arms 
Race, New York 1973; Ted Greenwood, Qualitati-
ve Improvements in Offensive Strategie Arms, 
The Case of MIRV, Cambridge 1973. 

sondere Gefahr stellt die Fortentwicklung der 
Nuklearwaffen durch die Atommächte dar. 
Vor der Entscheidung über die Einführung 
qualitativ neuer Waffensysteme sollte sehr 
sorgfältig darauf geachtet werden, welche 
Folgen dies für die Entspannungspolitik und 
die Rüstungskontrollverhandlungen haben 
kann. Dies gilt vor allem für die außerhalb 
des MBFR-Raumes stationierten, aber auf die-
sen einwirkenden Waffensysteme, insbeson-
dere das sowjetische Mittelstrecken-Potential 
auf der einen und die entsprechenden „Crui-
se-Missiles" auf der anderen Seite. In diesen 
Zusammenhang gehört auch die sogenannte 
Neutronenwaffe... Der Unterschied zwischen 
konventioneller und nuklearer Kriegsführung 
muß weiterhin deutlich sichtbar bleiben, und 
Rüstungsentscheidungen müssen neben den 
militärisch-strategischen Erwägungen auch
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die berechtigten Ängste der Bürger berück-
sichtigen." )

Da die Sicherheit unseres Landes ohne die 
Gefahr einer weitgehenden Selbstzerstörung, 
die auch durch Neutronenwaffen nicht ver-
mieden werden kann, bei einem Versagen der 
Abschreckung mit militärischen Mitteln allein 
nicht bewahrt werden kann, gibt es für die 
Bundesrepublik zu einer konsequenten und 
realistischen Friedens- und Entspannungspoli-
tik langfristig keine Alternative. Bei der Ein-
führung qualitativ neuer Waffensysteme ist 
darauf zu achten, daß deren Auswirkungen 
die Rüstungskontrollverhandlungen und die 
Entspannungspolitik insgesamt nicht behin-
dern. Aufgrund ihres Mitentscheidungsrechts 
lassen sich für die Bundesregierung drei Al-
ternativen denken:



a) Befürwortung der Produktion und Lage-
rung der Neutronenwafie auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik: Dies dürfte die qualitativen 
Rüstungsanstrengungen auf sowjetischer Sei-
te beschleunigen, die Erfolgsaussichten bei 
SALT II, MBFR und bei den Verhandlungen 
über einen umfassenden Teststoppvertrag 
mindern und den Westen in die Defensive 
drängen.

b) Einseitiger Verzicht: Dieser dürfte kaum 
von der Sowjetunion honoriert werden. Auf 
den einseitigen Verzicht der USA auf den B-
1-Bomber erfolgte kein vergleichbarer sowje-
tischer Verzicht.

c) Entscheidungsaufschub und umfassendes 
Verhandlungsangebot für taktisch-nukleare 
Waffen (TALT): Der Westen sollte seine tech-
nologische Überlegenheit bei den Neutronen-
waffen und bei den Marschflugkörpern nut-
zen und ein umfassendes Angebot für eine 
neue Rüstungskontrollebene für die Waffen 
der Grauzone, die Weder von SALT noch von 
MBFR erfaßt werden, vorbereiten. Im Rahmen 
eines Verhandlungspakets über taktische Nu-
klearwaffen ist als Teilabkommen ein Vertrag 
über die gegenseitige Nicht-Stationierung von 
Neutronengefechtsköpfen in Europa als Zwi-
schenschritt zu einem umfassenden Teststopp-
abkommen denkbar. Aufgrund ihres Mitent-
scheidungsrechts bei der Stationierung sollte 
die Bundesregierung bis zur Frühjahrstagung 

der Nuklearen Planungsgruppe der NATO in 
enger Abstimmung mit den anderen Bündnis-
partnern eine diesbezügliche Abrüstungsini-
tiative entwickeln.
Damit könnte die Bundesregierung im Rah-
men ihrer Sicherheits- und Abrüstungspolitik 
die politischen und strategischen Vorausset-
zungen dafür schaffen, daß eine Lagerung der 
Neutronenwaffe auf dem Gebiet der Bundes-
republik nicht notwendig wird. Durch diesen 
Vorschlag würde der Westen der Anti-Neu-
tronen-Kampagne die Spitze nehmen, die So-
wjetunion an den Verhandlungstisch bringen 
und einen positiven Beitrag für die UNO-
Sonderkonferenz für Abrüstungsfragen lei-
sten.
Reichen bei einem die Vorschläge aufgreifen-
den politischen Willen die administrativen 
und konzeptionellen Voraussetzungen für die 
Entwicklung einer 2. Phase der Entspannungs-
politik aus, die von der politischen Entspan-
nung zur militärischen Verminderung des 
Kriegsrisikos und der Rüstungsaufwendungen 
fortschreitet? Gibt es angesichts der sicher-
heitspolitisch prekären geographischen Lage 
der Bundesrepublik eine Alternative zu einer 
aktiven, beharrlichen und konsequenten Ent-
spannungs- und Friedenspolitik? Kann sich 
die Bundesrepublik aus finanziellen, blockin-
ternen und gesamteuropäischen Erwägungen 
eine „reale" Aufrüstung leisten? Welche Op-
tionen sind möglich?

Zur Entspannungs- und Abrüstungspolitik gibt es keine Alternative

Die Weizsäcker-Studie 12)  und die neue Ar-
beit von Horst Afheldt 13 ) haben gezeigt, daß 
die Bundesrepublik bei einem Versagen der 
Abschreckung ohne die Gefahr der Selbstver-
nichtung mit nuklearen, d. h. auch mit Neu-
tronenwaffen, nicht verteidigt werden kann. 
Helmut Schmidt schrieb bereits zu Beginn der 
sechziger Jahre über das NATO-Manöver 
Carte Blanche: „Selbst wenn die Verwendung 
taktischer Nuklearwaffen nicht bis zum End-
punkt der Spirale, nämlich bis zum totalen, 
strategisch-nuklear geführten Kriege führen 
sollte, so würde sie zu weitestgehender Ver-

nichtung der in Europa lebenden Völker füh-
ren." 14)  Das Schauerszenario des belgischen 
Generals Robert Close zeigt, daß die ord-
nungsgemäße Freigabe taktischer Atomwaf-
fen (z. B. Neutronenwaffe) durch den US-Präsi-
denten im Falle eines Überraschungsangriffs, 
der allerdings für äußerst unwahrscheinlich 
gehalten wird, zu spät kommt152). Durch die 
Ostpolitik der Bundesregierung wurde diese 
Wahrscheinlichkeit weiter verringert; in sei-
nen Madrider Thesen zur Abrüstung schrieb 
Brandt:

12) Carl Friedrich von Weizsäcker (Hrsg.), Kriegs-
folgen und Kriegsverhütung, München 1971.
13) Horst Afheldt, Verteidigung und Frieden. Poli-
tik mit militärischen Mitteln, München, Wien 
1976.

14) Helmut Schmidt, Verteidigung oder Vergel-
tung, 5. Auflage, Stuttgart 1968, S. 121.
15) General Robert Close, Europa ohne Verteidi-
gung? 48 Stunden, die das Gesicht der Welt ver-
ändern, Bad Honnef/Erpel und Saarbrücken 1977, 
S. 213.



„Mit Hilfe einer nüchternen und realistischen 
Politik gelang es, über die in Europa beste-
henden politischen, militärischen und ideolo-
gischen Trennungslinien hinweg eine Reihe 
von bedeutsamen Abkommen und Vereinba-
rungen zu schließen, durch die der Gewalt-
verzicht zu einem zentralen Element der zwi-
schenstaatlichen Beziehungen in Europa ge-
worden ist. Dadurch wurde mehr Zusammen-
arbeit möglich. Zur Entspannungspolitik gibt 
es keine realistische Alternative ... Das Rin-
gen um den Abbau von Spannungen und der 
Versuch, dem Wettrüsten Einhalt zu gebieten, 
gehören untrennbar zusammen ... Entspan-
nung wird nur dann von Dauer sein, wenn es 
bald gelingt, auch im militärischen Bereich zu 
wirksamen Vereinbarungen zu kommen. Zu-
gleich können wir nur hoffen, auch in diesen 
sensiblen Fragen eine Verständigung herbei-
zuführen, wenn sich alle Beteiligten weiterhin 
darum bemühen, Mißtrauen abzubauen und 
die Bereitschaft zur Zusammenarbeit zu stär-
ken . . . Der Rüstungswettlauf schafft Instabi-
lität und bedroht den Frieden. In einer Zeit, 
in der jeder Krieg zum Untergang der 
Menschheit führen kann, wird das Bemühen 
um Rüstungskontrolle und Abrüstung zum ka-
tegorischen Imperativ ... Der Rüstungswett-
lauf ist eine gigantische Verschwendung der 
ohnehin knappen . materiellen und geistigen 
Ressourcen, die für den Aufbau einer interna-
tionalen Friedensordnung so dringend benö-
tigt werden. Diese Verschwendung verschärft 
den Konflikt zwischen Satten und Hungrigen 
und ist damit Teil der großen sozialen Frage 
unserer Zeit. Jeder Schritt, an welchem Ort 
auch immer, der geeignet ist, diese Entwick-
lung aufzuhalten, ohne die äußere Sicherheit 

zu verletzen, muß daher 
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unsere uneinge-
schränkte Unterstützung finden." )
Drei Entwicklungen setzen einer weiteren 
Aufrüstung auch in der Bundesrepublik Gren-
zen: Aufgrund der Preis- und Kostenexplosion 
im Rüstungssektor sieht sich die Bundesregie-
rung vor die Entscheidung gestellt, mehr 
Qualität zu Lasten geringerer Quantität zu 
beschaffen. Die Aufrechterhaltung der gegen-
wärtigen Truppenstärke bei modernster Aus-
rüstung wird zwangsläufig zu einer Zunahme 
des Anteils der Verteidigungsausgaben am 
Bundeshaushalt führen. Die Forderung der 
Staaten der Dritten Welt nach einer weltwei-
ten Umverteilung der Ressourcen und einer 
Steigerung der Entwicklungshilfe würde be-
reits bei der anvisierten Hilfe von 1 v. H. des 
Bruttosozialprodukts zusätzliche Belastungen 
für den Bundeshaushalt mit sich bringen. Der 
Preis- und Kostenanstieg im Sozialbereich 
dürfte schon bei einer bloßen Fortschreibung 
bzw. Erhaltung der bereits verwirklichten Re-
formen zusätzliche Haushaltsmittel erfordern.
Diese zunehmenden Belastungen für und An-
sprüche an den Bundeshaushalt lassen eine 
Steigerung der Rüstungsausgaben bei qualita-
tiv gleichbleibender oder erhöhter Qualität 
der Ausrüstung nicht zu. Da neue aufwendige 
Beschaffungsprogramme heute schneller und 
direkter in Konkurrenz zu sozialpolitischen 
Programmen geraten, erhöht sich der innen-
politische Problemdruck. Diese innenpoliti-
schen Impulse für Rüstungsverminderung und 
Truppenabbau bedürfen der Absicherung 
durch Abrüstungsvereinbarungen. Reichen 
hierzu die administrativen Problemlösungska-
pazitäten aus?

Unzureichende konzeptionelle und organisatorische Voraussetzungen

Uwe Nerlich vom Forschungsinstitut für in-
ternationale Politik und Sicherheit in Eben-
hausen kam in einem Beitrag über die Politik 
des Streitkräfteabbaus in Europa zu der Fest-
stellung, daß es „notwendig wäre, gemeinsa-
me Zielsetzungen der Allianz für künftige Rü-
stungsbegrenzungs-Verhandlungen zu erar-
beiten und diese dann zweckmäßig auf die je-
weiligen Verhandlungsgremien so anzuwen-
den, daß zwischen den Verhandlungsebenen 
auch Verknüpfungsmöglichkeiten genutzt 
werden. Die sachlichen Zusammenhänge zwi-
schen MBFR und SALT, CCD und den Ver-
handlungen über das humanitäre Völkerrecht 
liegen auf der Hand ... Aber für eine solche 

Politik sind sowohl innerhalb der Allianz wie 
vor allem innerhalb der meisten Regierungs-
bürokratien bisher nicht 

17

nur die konzeptio-
nellen, sondern auch die organisatorischen 
Voraussetzungen unzureichend. In diesem 
Sinne ist die Forderung nach Anhebung auf 
die politische Ebene jenseits aller Parteiungen 
ein politischer Imperativ." )

16) Willy Brandt (Anm. 11), a. a. O.
17) Uwe Nerlich, Die Politik des Streitkräfteab-
baus in Europa. Vorschläge für eine politische 
Neuorientierung der MBFR-Verhandlungen, in: Eu-
ropa-Archiv, Folge 7, 1977, S. 197—204, (Zitat 
S. 204.)



Es erscheint zweifelhaft, ob gegenwärtig die 
innenpolitische Problemlösungskapazität der 
Bundesregierung ausreicht, um die Abrü-
stungsgespräche vorzubereiten und die innen-
politischen Folgeprobleme von Rüstungsver-
minderungen mit einzubeziehen. Dies wurde 
auch an der wenig konsistenten, von kon-
junkturabhängigen Brancheninteressen beein-
flußten Rüstungsexportpolitik (z. B. Verkauf 
von zwei Unterseebooten an Indonesien und 
Gewährung einer Ausfuhrbürgschaft, um da-
mit Arbeitsplätze bei norddeutschen Werften 
zu erhalten) und an der gegenwärtigen Per-
spektivlosigkeit für etwaige zivilwirtschaftli-
che Umstellungen bei rüstungsabhängigen Un-
ternehmen deutlich. Die Einrichtung einer zu-
sätzlichen Verhandlungsebene für taktisch-
nukleare Wafen  würde möglicherweise die 
bereits unzureichenden administrativen Pro-
blemlösungskapazitäten überfordern. Aus die-
sen Überlegungen folgt, daß die innenpoliti-
sche Absicherung jedes außenpolitischen 
Schrittes zur Rüstungsverminderung in Eu-
ropa neue Problemlösungskapazitäten erfor-
dert. Nach Ansicht der internationalen Pug-
wash-Konferenz, die anläßlich ihres 20 . Jah-
restages ihrer Gründung Ende August 1977 in 
München tagte 18 ), würde die Schaffung ef-
fektiver Abrüstungsämter nicht nur die Ver-
handlungen über Rüstungsverminderungen er-
leichtern, sondern auch helfen, eventuelle ne-
gative wirtschaftliche Auswirkungen in den 
einzelnen Ländern durch rechtzeitige Umstel-
lungsplanung zu reduzieren oder ganz zu ver-
meiden. Die gesellschaftlichen Kräfte wie Kir-

chen, Gewerkschaften und Parteien sollten 
sich diese Forderung zu eigen machen und 
nach Möglichkeiten ihrer Realisierung in der 
Bundesrepublik suchen. In einem Antrag für 
den DGB-Kongreß 1978 wurde diese Forde-
rung bereits aufgegriffen: „Mit der Schaffung 
eines deutschen Abrüstungsamtes und mit ei-
ner verstärkten Förderung von Projekten zur 
Umstellungsplanung könnten günstige Vor-
aussetzungen für echte Schritte zur Truppen-
reduzierung u
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nd Rüstungsverminderung ein-
geleitet werden. Diese Maßnahmen könnten 
nach Ansicht der Konferenz einseitig ergrif-
fen werden. Sie würden die äußere Sicherheit 
der Bundesrepublik nicht beeinträchtigen und 
wichtige Voraussetzungen für eine zweite 
Phase der Entspannungspolitik schaffen . .. 
Durch beide Entscheidungen könnte auch ein 
konkreter deutscher Beitrag für die im Mai/ 
Juni 1978 stattfindende Sonderkonferenz der 
Vereinten Nationen über Abrüstungsfragen 
geleistet werden." )  In drei Anträgen für 
den Hamburger SPD-Parteitag im November 
1977 wurde diese Forderung bestärkt. Einstim-
mig wurde folgender Beschluß gefaßt: „Der 
Parteivorstand und die SPD-Bundestagsfrak-
tion werden gebeten, den alten sozialdemo-
kratischen Vorschlag, in der Bundesrepublik 
ein Abrüstungsamt zu errichten mit dem Ziel, 
eine ausgewogene und gleichgewichtige Ab-
rüstung von Ost und West zu erreichen, auf 
eine Realisierbarkeit in der laufenden Legis-
laturperiode zu überprüfen und ihre Ergeb-
nisse binnen eines Jahres den Parteigremien 
vorzulegen." 20)

Warum ein früherer Versuch, 
ein Abrüstungsamt zu schaffen, scheiterte 219)

19) Antrag: Entspannung und Abrüstung der IG-
Metall Nürnberg für den DGB-Bundeskongreß, Mai 
1978.
20) Vgl. Antrag Nr. 26, sowie Nr. 24 und 481, An-
tragsbuch für den Hamburger SPD-Parteitag, No-
vember 1977.
21) Helga Haftendorn, Der Abrüstungsbeauftragte. 
Zur Organisation der Abrüstungspolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland, in: Politische Vier-
teljahresschrift, Heft 1/1972, S. 2—38; dies., Abrü-
stungs- und Entspannungspolitik zwischen Sicher-
heitsbefriedigung und Friedenssicherung. Zur Au-
ßenpolitik der Bundesrepublik Deutschland, 1955 
bis 1973, Düsseldorf 1974; Lothar Wilker, Die Si-
cherheitspolitik der SPD 1956—1966. Zwischen Wie-
dervereinigungs- und Bündnisorientierung, Bonn-
Bad Godesberg 1977.

Auf die Mängel westdeutscher Abrüstungspo-
litik war von der parlamentarischen Opposi-
tion seit Beginn der Wiederaufrüstung hinge-
wiesen worden. Bereits 1955 hatte die SPD 
ein Abrüstungsamt verlangt und in ihrem Re-
gierungsprogramm vom 18. April 1961 die Ver-
stärkung des Abrüstungsapparates der Bun-
desregierung gefordert sowie auf die Unzu-
länglichkeit der vorhandenen Stellen hinge-

18) Hans Günter Brauch, Wissenschaftler warnen 
vor der Neutronenwaffe — Abrüstung, Unterent-
wicklung, Kernenergie und Menschenrechte waren 
zentrale Themen der Pugwash-Konferenz, in: Vor-
wärts, Nr. 36, 8. 9. 1977, S. 10; ders., Zwanzig Jahre 
im Dienste des Weltfriedens — Anmerkungen zur 
27. Pugwash-Konferenz in München, in: Frankfur-
ter Hefte, 10/1977, S. 4—6. 

wiesen. Am 8. September 1961 forderte Willy 
Brandt in Dortmund: „es (ist) dringend erfor-



derlich ... ein Abrüstungsamt zu schaffen, 
d. h. eine sachverständige Stelle, die alle Fra-
gen untersucht, die mit der Begrenzung
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 und 
Kontrolle von Rüstungen Zusammenhän-
gen." 22) In der Debatte über die Regierungs-
erklärung von Bundeskanzler Erhard am 

. Oktober 1963 trat Erler für die Schaffung 
eines Abrüstungsamtes ein und am 16. April 
1964 brachte die SPD-Bundestagsfraktion einen 
Entschließungsantrag im Bundestag ein, in 
dem die Bundesregierung beauftragt wurde, 
„ein Abrüstungsamt zu errichten". Auf dem 
Karlsruher SPD-Parteitag wurde in einer Ent-
schließung „ein Abrüstungsamt im Bereich 
der Bundesregierung" verlangt. Erler schrieb 
am 24. April 1964 im SPD-Pressedienst: „Ein 
Referat im Auswärtigen Amt und eine entspre-
chende Gegenstelle im Verteidigungsministe-
rium reichen nicht einmal aus, um die inte
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r-
nationalen Verhandlungen zu verfolgen ... 
Zu diesem Zweck braucht die Bundesregie-
rung ein Abrüstungsamt, das die Dinge nicht 
nur unter dem Gesichtspunkt eines einzelnen 
Ressorts behandelt, sondern die Vielfalt der 
Fragen übersieht." )  Nach dem Entschlie-
ßungsantrag der SPD-Fraktion vom 16. April 
1964 sollte das Abrüstungsamt die Aufgabe 
haben, „die vielfältigen Probleme, die sich aus 
den Zusammenhängen zwischen militärischer 
Sicherheit, außenpolitischen Fragen, Wirt-
schaftsproblemen und technologischer Ent-
wicklung und den verschiedenen Möglichkei-
ten der Abrüstung, der Rüstungsbegrenzung 
und der Rüstungskontrolle ergeben, laufend 
zu untersuchen. Es soll der Bundesregierung 
die Beurteilung der Vorschläge anderer Län-
der auf dem Gebiet der Abrüstung und Rü-
stungskontrolle erleichtern und deutsche Vor-
schläge auf dem genannten Gebiet entwik-
kelh." 24)
In der Sitzung des Verteidigungsausschusses 
vom 7. und 8. Oktober 1964 in Berlin verwarf 
der CDU-Abgeordnete Kliesing den Gedanken 
eines eigenen Abrüstungsamtes der Bundesre-
gierung, „da dieses einen erheblichen finan-
ziellen Aufwand erfordern und die Gefahr der 
Zweigleisigkeit implizieren würde". Der da-

"22) Willy Brandt, Abrüstungsamt, Rede in Dort-
mund am 8. 9. 1961 und Salzgitter-Lebenstedt, am 
26. 4. 1964, SPD-Pressemitteilungen vom 
23)

25. 4. 1964. 
 Fritz Erler, in: SPD-Pressedienst 24. 4. 1964.

24) Haftendorn 1972, S. 14; Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD zur dritten Beratung des 
Haushaltsgesetzes 1964, hier Einzelplan 04 — Ge-
schäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bun-
deskanzleramtes, in: Deutscher Bundestag, Steno-
graphische Berichte, 4. Wahlperiode, 123. Sitzung, 
15. 4. 1964, Anlage 22, S. 5941 f. 

malige Verteidigungsminister von Hassel 
sprach sich ebenfalls gegen ein Abrüstungs-
amt aus. Am 13. Januar 1965 kamen der CDU-
Abgeordnete Dr. Kliesing und der SPD-Frak-
tionsvorsitzende Fritz Erler überein, den 
SPD-Antrag dahin gehend zu ändern, daß ein 
solches Amt in Form einer Abteilung dem 
Auswärtigen Amts angegliedert werden soll-
te. Die Mitglieder aller drei Fraktionen einig-
ten sich auf einen gemeinsamen Antrag, in 
dem die Bundesregierung gebeten wurde, „1. 
im Rahmen des Auswärtigen Amtes einen 
.Beauftr
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agten der Bundesregierung für Fragen 
der Abrüstung und der Rüstungskontrolle' zu 
bestellen sowie Vorschläge für eine Verstär-
kung der vorhandenen Einrichtungen im Aus-
wärtigen Amt und im Verteidigungsministe-
rium in einem Nachtrag zum Entwurf des 
Haushaltsgesetzes 1965 vorzulegen, und 2. 
Vorschläge für die Schaffung einer unabhän-
gigen Forschungsstelle für Fragen der Strate-
gie, der Abrüstung und der Rüstungskontrolle 
sowie verwandter Gebiete zu erarbeiten." )  
Dieser Entschließungsentwurf wurde am 
21. Januar 1965 vom Bundestag einstimmig 
angenommen. Seitens der SPD-Fraktion er-
klärte Erler: „Es geht uns nicht um den Na-
men der Einrichtung, sondern um den In-
halt."

Nach Kompetenzstreitigkeiten innerhalb der 
Regierung Erhard und nach einer interfraktio-
nellen Kleinen Anfrage im Bundestag am 1. Juni 
1965 beschloß das Bundeskabinett am 15. Juni 
die Bestellung des Botschafters Schnippen-
koetter zum Abrüstungsbeauftragten, der am 
16. August sein Amt übernahm. Bis Mitte 1966 
hatte die Bundesregierung im Auswärtigen 
Amt (AA), im Verteidigungsministerium und 
im Kanzleramt einen administrativen Apparat 
für die Probleme der Abrüstungs- und Rü-
stungskontrollpolitik geschaffen. Im Mai 1966 
beauftragte das Bundeskabinett die Stiftung 
Wissenschaft und Politik in Ebenhausen mit 
der Wahrnehmung einer unabhängigen For-
schungsstelle für Fragen der Strategie, der 
Abrüstung und der Rüstungskontrolle. Die 
strittige Kompetenzfrage wurde im Sinne ei-
ner Zuordnung zum Bundeskanzleramt gelöst. 
Helga Haftendorn ist zuzustimmen, wenn sie 
feststellt: „Die Berufung eines Abrüstungsbe-
auftragten war in erster Linie ein innen- und 
in gewissem Maße auch außenpolitischer Ent-
lastungszug. Für sie (die CDU/CSU, H. G. B) 
erschöpfte sich die Problembewältigung in ei-

25) Haftendorn 1972, a. a. O., S. 17. 



ner formalen Lösung: In der institutionellen 
Inn 26ovation." ) Erlers weitergehende Vor-
schläge, die durch die Erfahrungen mit der 
amerikanischen Rüstungskontroll- und Abrü-
stungsbehörde (ACDA) beeinflußt waren, 
wurden mit diesem Kompromiß nur teilweise 
und völlig unzureichend verwirklicht.
Das neu geschaffene Abrüstungsinstrumenta-
rium sollte aus der Sicht der SPD einer akti-
veren Außen-, Bündnis- und Ostpolitik den 
Weg bereiten und die Abrüstungspolitik aus 
der Unterordnung unter andere politische Zie-
le lösen. Nach Ansicht Haftendorns wäre ver-
fassungsrechtlich (Art. 87, 3 GG) „die Errich-
tung einer selbständigen Bundesbehörde oder 
einer neuen bundesunmittelbaren Körper-
schaft durchaus zulässig gewesen. Als Modell 
hätte z. B. das dem Bundeskanzleramt unter-
stellte Presse- und Informationsamt dienen 
können. Für eine derartige Lösung hätten ge-
sprochen:
— Konzentration der Zuständigkeiten für alle 
Abrüstungs- und Rüstungskontrollfragen an 
einer Stelle;
— Unabhängigkeit von Gesichtspunkten an-
derer Ressorts ..
— Eigengewicht innerhalb der Bundesregie-
rung, besonders wenn der Leiter des ,Abrü-
stungsamtes' den Rang eines Staatssekretärs 
erhalten hätte; Teilnahme an Kabinettssitzun-
gen und Sitz im Bundessicherheitsrat;
— Rederecht vor dem Bundestag (z. B. direkte 
Beantwortung von Kleinen Anfragen) und 
Möglichkeit größerer parlamentarischer Kon-
trolle .. .;

— Zentralisation der Forschungsplanung auf 
dem Gebiet der Abrüstung und Rüstungskon-
trolle, insbesondere durch Zuordnung der ge-
planten Forschungsstelle;
— eigener, für politische Planungs- und Ver-
handlungsaufgaben sowie für wissenschaftli-
che Arbeiten qualifizierter Beamtenstab (kei-
ne Karrierediplomaten oder Generalstabsoffi-
ziere);
— Ausdruck der besonderen Bedeutung
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, die 
die Regierung der Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle zumißt." )
Helga Haftendorn kommt in ihrem Aufsatz 
(1972) über den Abrüstungsbeauftragten und 
die Organistion der Abrüstungspolitik in der 
Bundesrepublik zu dem Schluß, „daß eine 
Problemlösung über organisatorische Verän-
derungen erleichtert werden kann". Sie macht 
zugleich aber auch deutlich, „daß institutionel-
le Arrangements allein nicht ausreichen für 
die Lösung außenpolitischer Probleme; sie 
können bestenfalls ein flexibel handhabbares 
Instrumentarium sein. Voraussetzung für eine 
aktive Abrüstungs- und Entspannungspolitik 
bleibt der Wille der politischen Führung zu 
einer solchen, die jedoch nur dann erfolgreic

28

h 
sein wird, wenn sie sich im Innern auf eine 
politische Mehrheit stützen kann, und im 
Äußeren von einer zutreffenden Einschätzung 
des politischen Handlungsspielraumes aus-
geht." )  — Wie wird die Abrüstungs- und Rü-
stungskpntrollpolitik in den USA, in Schwe-
den und in Großbritannien administrativ vor-
bereitet? Lassen sich hieraus Schlußfolgerun-
gen für eine Reorganisation unserer Abrü-
stungspolitik gewinnen?

Amerikanisches Abrüstungsamt 
und schwedisches Abrüstungsministerium

Das Beispiel der amerikanischen Rüstungs-
kontroll- und Abrüstungsbehörde (ACDA) 
zeigt, daß Veränderungen im Entscheidungs-
prozeß dazu neigen, „eine gewisse Eigendy-
namik zu entfalten und damit Prioritäten zu 
verändern" (Helga Haftendorn). Nach der Er-
richtung im Jahre 1961 hatte die amerikani-
sche Rüstungskontroll- und Abrüstungsbehör-
de (ACDA) maßgeblichen Anteil an der pla-
nerischen Vorbereitung und teilweise auch an 
der Aushandlung der ersten Rüstungskon-
trollabkommen mit der Sowjetunion: dem

26) Haftendorn 1974, a. a. O., S. 94.

Teststoppvertrag (1963), dem Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen (1968) und 
dem SALT-I-Abkommen. Der Vorschlag, eine 
Abrüstungsbehörde zu schaffen, wurde 1959 
von einem Ausschuß der Demokraten ent-
wickelt, von Präsident Kennedy übernommen 
und von John Mc Cloy 1961 konkretisiert. 
ACDA wurde als selbständige Behörde so-
wohl dem Außenministerium als auch dem 
Weißen Haus zugeordnet. Neben der For-

27) Haftendorn 1974, a. a. O., S. 33; Haftendorn 
1974, a. a. O„ S. 91.
28) Haftendorn 1972, a. a. O., S. 33; Haftendorn 
1974, a. a. O, S. 94.



schung im Bereich der Rüstungskontrolle 
(einschließlich der innenpolitischen und wirt-
schaftlichen Auswirkungen verminderter, Rü-
stungsaufwendungen) wurde ACDA die Koor-
dination der Rüstungskontrollaktivitäten in-
nerhalb der Administration und auch die Vor-
bereitung und Durchführung von Rüstungs-
kontroll- und Abrüstungsgesprächen übertra-
gen.
Von der Verteidigungsbürokratie wurde 
ACDA immer mißtrauisch beobachtet, und 
Ende 1972 nahm das Weiße Haus vor Beginn 
der SALT-II-Verhandlungen auf Drängen des 
rechten Flügels im Kongreß eine „Säuberung" 
vor. Das Budget der ACDA wurde um ein 
Drittel gekürzt, ein großer Teil der Führungs-
mannschaft, darunter langjährige Rüstungs-
kontrollexperten, wurde entlassen. Die Per-
sonalunion des ACDA-Direktors und des Lei-
ters der SALT-Delegation wurde beendet. Die 
Schwächung von ACDA, die zunehmende Kri-
tik der Entspannungsgegner und Rüstungslob-
byisten setzten Kissingers Bemühungen, im 
Wahljahr 1976 die SALT-II-Verhandlungen 
zum Abschluß zu bringen, enge Grenzen. Gert 
Krell konnte in seiner Arbeit über die gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen um SALT 
in den USA (1969—1975) nachweisen, daß 
sich innerhalb der amerikanischen Regierung 
die ACDA und Ende der sechziger Jahre eini-
ge Vertreter der zivilen Pentagon-Führung 
am stärksten für Rüstungsbegrenzungen ein-
setzten 29).

29) Gert Krell (Anm. 3).

30) Arms Control Amendments pass in the House, 
in: Arms Control Today, Band 5, 7/8, Juli/August 
1975, S. 4—5; Arms Control Amendments Appro-
ved, in: Arms Control Today, Band 5, No. 12, De-
zember 1975, S. 3—4; Betty Goetz Lall, Arms Con-
trol Impact Statements: A New Approach to Slo-
wing the Arms Race? in: Arms Control Today, 
Band 6, No. 7/8, Juli/August 1976, S. 1—5.
81) Thomas A. Halsted, Warnke Confirmed as 
ACDA Director, SALT Negotiator, in: Arms Con-
trol Today, Band 7, No. 3, März 1977, S. 3.
32) Walter Pincus, Impact Statement Set: ACDA 
to Weigh in on Killer Warhead, in: Washington 
Post, 28.6. 1977, ders., In Secret ACDA Analysis: 
Neutron Arms Deemed Danger to SALT, in: Wa-
shington Post, 6. 7. 1977.

Auf Initiative des demokratischen Abgeord-
neten Michael Harrington wurden seit 1974 
mehrere Anhörungen in Kongreßausschüssen 
durchgeführt mit dem Ziel einer erneuten 
Stärkung des administrativen und politischen 
Gewichts von ACDA im außenpolitischen Ent-
scheidungsprozeß. Ende 1975 wurden vom 
Kongreß Zusätze zum Rüstungskontroll- und 
Abrüstungsgesetz beschlossen, die u. a. vorse-
hen:
— Die Stellung des ACDA-Direktors als 
wichtiger Berater des Nationalen Sicherheits-
rates wird der Stellung des Vorsitzenden 
der Joint Chiefs of Staff und des Direktors 
der CIA angeglichen.

— Bei neuen Rüstungsprogrammen, die jähr-
lich 50 Millionen Dollar überschreiten, wird 
eine Stellungnahme der ACDA über die Aus-
wirkung neuer Militärtechnologien auf Rü-
stungskontrollentscheidungen verlangt.

— In einem erweiterten Jahresbericht der 
ACDA sollen analytische Stellungnahmen 
zu Rüstungskontroll- und Abrüstungszielen, 
Verhandlungen und Aktivitäten ebenso ent-
halten sein wie eine Einschätzung über den 
Stand und die Aussichten verschiedener Ver-
handlungen über Rüstungsbeschränkungen30 ). 
Der Versuch des rüstungsfreundlichen kon-
servativen Flügels im Kongreß, die Ernen-
nung von Paul C. Warnke als Direktor der 
ACDA und vor allem als Delegationsleiter für 
die SALT-II-Verhandlungen zu verhindern, 
läßt erkennen, daß eine abweichende Ein-
schätzung von Rüstungskohtrollfragen inner-
halb der Exekutive von der militärisch-
industriell-bürokratischen Interessenkoalition 
als Bedrohung empfunden wurde31 ). Am 
6. Juli 1977 berichtete die Washington Post, 
daß der ACDA in einem geheimen Bericht das 
Weiße Haus vor den negativen Auswirkun-
gen der Neutronenwaffe auf Rüstungskontroll-
initiativen der USA gewarnt habe. Dadurch 
würden die Gespräche über ein neues SALT-
Abkommen, die MBFR-Verhandlungen und die 
Bemühungen für einen
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 umfassenden Test-
stoppvertrag beeinträchtigt und die Nonproli-
ferationsbemühungen unglaubwürdig ).

Als einziges Land verfügt Schweden seit 1966 
über einen Abrüstungsminister, eine Position, 
die von 1955—1973 von Alva Myrdal (mit 
Kabinettsrang) und seit 1973 von Inga 
Thorsson (als Staatsminister ohne Kabinetts-
rang) wahrgenommen wird. Als einzige So-
zialdemokratin hat Frau Thorsson diese Posi-
tion im bürgerlichen Kabinett Fälldin beibe-
halten. Schweden hat jedoch keine eigene Ab-
rüstungsbehörde eingerichtet. Die Ministerin 
für Abrüstungsfragen verfügt über einen klei-
nen Stab, der durch Experten für Abrüstungs-
fragen, Probleme der Kernenergie und militä-
rische Fragen aus dem Außenministerium, dem 
Verteidigungsministerium sowie aus wissen-



schaftlichen Instituten ergänzt wird. Frau 
Thorsson ist au
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ch Vorsitzende der schwedi-
schen Abrüstungsdelegation in Genf, der Par-
lamentarier und Beamte angehören ).

Auf Initiative der britischen Labour Party 
wurde nach dem Wahlsieg von 1964 von Pre-
mierminister Wilson Lord Chalfont zum „Mi-
nister of State, responsible for disarmament" 
ernannt. Die Mitarbeiter der britischen Abrü-
stungsabteilung im Foreign Office und der 
Genfer Abrüstungskonferenz wurden Anfang 
der siebziger Jahre von einer kleinen Arms 
Control and Disarmament Research Unit un-
terstützt. Ein wissenschaftlicher Beirat, dem 
u. a. Philip Noel-Baker und Alastair Buchan 
angehörten, steht dem Foreign Office zur Sei-
te. Gegenüber dem amerikanischen Syste
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m 
wies das britische Modell hohe Flexibilität 
auf; dies führte dazu, daß es bei einem Regie-
rungswechsel — abgesehen von wechselnden 
Titeln und Personen — keine großen Verän-
derungen gab ).

Die Entwicklung der administrativen Vorbe-
reitung der amerikanischen, schwedischen 
und britischen Rüstungskontroll- und Abrü-
stungspolitik läßt einen Zusammenhang ver-
muten zwischen:

— organisatorischer Vorbereitung von Rü-
stungskontroll- und Abrüstungspolitik,

— institutionalisierter Befürwortung von Ab-
rüstungs- und Rüstungskontrollmaßnahmen 
im außenpolitischen Entscheidungsprozeß,

— Bedeutung der Rüstungskontroll- und Ab-
rüstungspolitik im Rahmen der außenpoliti-
schen Ziele und dem
— Abschluß von Rüstungskontroll- und Ab-
r 35üstungsabkommen ).

Haftendorn wies bei ihrem Vergleich der Ab-
rüstungsapparate dieser Staaten darauf hin, 
daß die Initiative zur Verstärkung der Abrü-
stungsapparate in den meisten Staaten von 
nicht-konservativen Parteien ausging: „den 
Nordstaaten-Demokraten in den USA, der La-
bour Party in Groß
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britannien und den Sozial-
demokraten in Schweden und der Bundesre-
publik" ).
Die Verwirklichung der deutschen Friedens-
und Ostpolitik wurde bis 1969 durch das enge 
Vertrauensverhältnis zwischen Willy Brandt 
als Außenminister und Egon Bahr als Leiter 
des Planungsstabes eingeleitet und nach 
1969 im Kanzleramt fortgesetzt. Kanzler 
Brandt, Außenminister Scheel und Staatsse-
kretär Bahr bestimmten die außenpolitischen 
Aktivitäten, und Bahr trug durch seine Dop-
pelfunktion als außenpolitischer Berater 
Brandts und ost- und deutschlandpolitischer 
Unte
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rhändler maßgeblich zum Gelingen der 

sozialliberalen Entspannungspolitik bei ).

Alle diese Erfahrungen sollten bei einer Re-
form der administrativen Vorbereitung deut-
scher Abrüstungspolitik ausgewertet werden 
mit dem Ziel, neue deutsche Initiativen für 
die zweite Phase der Entspannungspolitik zu 
erleichtern.

Abrüstungspolitik erfordert eigene Behörde

Der bestehende administrative Rahmen in der 
Bundesrepublik Deutschland scheint bereits 
bei der Abstimmung und Zusammenschau un-
terschiedlicher Verhandlungsebenen sowohl 
konzeptionell als auch organisatorisch über-
fordert zu sein, ganz zu schweigen von der 
Analyse und Bearbeitung der innenpolitischen 

Folgeprobleme von Rüstungsverminderungen. 
Für die zweite Etappe der Entspannungs- und 
Abrüstungspolitik sind deshalb neue Problem-
lösungskapazitäten notwendig. Das Aufgaben-
gebiet des Abrüstungsbeauftragten be-
schränkt sich auf die Vorbereitung und 
Durchführung der Abrüstungs- und Rüstungs-
kontrollverhandlungen. Innenpolitische Folge-
probleme fallen in das Aufgabengebiet ande-
rer Ministerien. Es fehlt eine gesamtgesell-
schaftliche Problemsicht, die außenpolitische

36) Haftendorn 1972, a. a. O., S. 31—32.
37) H. Haftendorn, W. D. Karl, J. Krause, L. Wilker 
(Hrsg.), Die verwaltete Außenpolitik. Sicherheits-
und entspannungspolitische Entscheidungsprozesse 
in Bonn, Köln 1977.

33) Haftendorn 1972, a. a. O., S. 28—29; H. G. Brauch 
und Volker Rittberger, Abrüstung braucht einen 
neuen Impuls. Ein konkreter Vorschlag für die 
Organisation der Abrüstungspolitik: Das Abrü-
stungsamt, in: Vorwärts, Nr. 34, 25.8. 1977, S. 9; 
dies., Erlers Vorschlag ist noch heute aktuell. Ab-
rüstungspolitik erfordert eigene Behörde, in: Vor-
wärts, Nr. 40, 6.10. 1977, S. 11.
34) Haftendom 1972, a. a. O„ S. 26—28.
“35) Brauch, Rittberger, 25. 8. 1977, S. 9.



Initiativen und innenpolitische Konsequenzen 
zusammenfaßt.

Der Abrüstungsbeauftragte hat zwar als Bot-
schafter Weisungsrecht und Berichtspflicht, 
er ist jedoch dem Außenminister bzw. dessen 
Staatssekretär unterstellt. Er ist nicht Mit-
glied der Direktorenkonferenz, dem politisch 
entscheidenden Koordinationsgremium im 
Auswärtigen Amt. Er hat kein direktes Vor-
tragsrecht beim Bundeskanzler und er gehört 
auch nicht von Amts wegen dem Bundessi-
cherheitsrat an. Der Abrüstungsbeauftragte 
hat kein Rederecht im Bundestag.

Die schwache Stellung des Abrüstungsbeauf-
tragten im außenpolitischen Entscheidungs-
prozeß verhindert die Formulierung einer ei-
genen Position und die Bildung einer büro-
kratischen Interessengruppe für eine koopera-
tive Rüstungssteuerung und Rüstungs- sowie 
Truppenverminderungen. Seine Stellung ist 
deshalb nicht mit der Stellung der schwedi-
schen Abrüstungsministerin, des britischen 
Staatssekretärs für Abrüstungsfragen und des 
Direktors der amerikanischen Rüstungskon-
troll- und Abrüstungsbehörde vergleichbar.

Durch die Errichtung eines Abrüstungsamtes, 
das möglichst beim Kanzleramt angebunden 

werden sollte, könnten folgende Ziele ver-
wirklicht werden:
— Verbindung der Rüstungskontrollverhand-
lungen mit den innenpolitischen Folgeproble-
men von Rüstungsverminderungen;
— bessere Abstimmung der MBFR, der Gen-
fer CCD-, der Abrüstungsgespräche beim 
UNO-Hauptquartier in New York sowie der 
zu erwartenden Gespräche über tak-
tisch-nukleare Waffen (TALT);
— bessere Koordination der Stellungnahmen 
des Auswärtigen Amtes, des Bundesministe-
riums der Verteidigung, des Bundesministe-
riums für Wirtschaft, des Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie, des Bundes-
ministeriums der Finanzen und des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung;
— Institutionalisierung einer unabhängigen 
Stimme für Rüstungskontroll- und Abrü-
stungsfragen;
— Verbindung von Forschung, Verhand-
lungsvorbereitung (Koordination) und Ver-
handlungsführung für die Bereiche Rü-
stungskontrolle und Abrüstung, Rüstungsex-
porte, Umstellungsprobleme bei Rüstungsver-
minderung bzw. Beschränkungen von Rü-
stungsexporten.

Die Vorteile eines deutschen Abrüstungsamtes

Durch die enge Verknüpfung von Innen- und 
Außenpolitik sollte das Abrüstungsamt für je-
den Abrüstungsschritt die innenpolitischen 
Folgeprobleme (z. B. für die Arbeitsplätze) er-
örtern, um Loyalitätskonflikte in der Bevölke-
rung zu vermeiden. Der Leiter des Abrü-
stungsamtes sollte den Rang eines Staatsse-
kretärs bzw. Staatsministers bekommen, um 
ihm
— eigenes Gewicht innerhalb der Regierung 
zu verleihen;
— Rederecht im Bundestag zu gewähren und 
das
— besondere politische Gewicht der Abrü-
stungspolitik zu betonen.
Der Staatsminister für Abrüstungsfragen soll-
te Mitglied des Bundessicherheitsrates sein 
und den Vorsitz in einem interministeriellen 
Ausschuß für Rüstungskontroll- und Abrü-
stungsfragen übernehmen. Bei der Rekrutie-
rung seines Stabes sollten die traditionellen 
Karrieremuster durchbrochen und sowohl Be-

amte aus dem Auswärtigen Amt und dem 
Verteidigungsministerium als auch hochquali-
fizierte Vertreter der Wissenschaft auf Zeit 
gewonnen werden. Auch hierbei sollten die 
Erfahrungen der amerikanischen Abrüstungs-
behörde berücksichtigt werden. Das Speziali-
stenkonzept sollte hierbei gegenüber dem Ge-
neralistenkonzept des Auswärtigen Amtes 
den Vorzug erhalten.

Die Forschungsabteilung des Abrüstungsam-
tes sollte eng mit wissenschaftlichen Einrich-
tungen und Vereinigungen zusammenarbeiten 
und gemeinsam mit diesem Gesprächskreise 
einrichten, um den Meinungsaustausch zwi-
schen Wissenschaft und Politik zu erleich-
tern. Informationstagungen über Rüstungskon-
troll- und Abrüstungsfragen sollten für Jour-
nalisten, Wissenschaftler sowie mit Vertre-
tern gesellschaftlicher Organisationen und 
von Behörden veranstaltet werden, um über 
diese Multiplikatoren in differenzierter Weise 
auf die öffentliche Meinung einzuwirken,



Durch die Schaffung eines Abrüstungsamtes 
sollten bestehende administrative und kon-
zeptionelle Defizite überwunden, die Voraus-
setzung für eigene Abrüstungs- und Entspan-
nungsinitiativen im Rahmen der NATO und 
der Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
(EPZ) erleichtert, negative Folgeprobleme 
durch die Erstellung von Umstellungsplänen 
ausgeräumt und eine gesamtstrategische Ana-
lyse, die neben den militärischen Mitteln 
auch die nichtmilitä
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rischen ökonomischen, 
politischen und sonstigen Mittel miteinbe-
zieht, erleichtert werden. Nach Angaben von 
Schössler ) wurde durch den Modernisie-
rungsvorsprung des Verteidigungsressorts 
„der Zwang zur Entwicklung eigener Planungs-
kapazität insbesondere beim Bundeskanzler-
amt mit beschleunigt. Doch scheint bislang 
der Versuch einer integrierten Gesamtpla-
nung (auf Ebene der Bundesregierung) über 
eine grobe Richtliniensteuerung und die ver-
traute Negativkoordination kaum hinaus ge-
langt zu sein." Für Schössler ist eine Moderni-
sierung der Regierungsplanung nur unter Ein-
beziehung ihres Vorfeldes denkbar. Er weist 
auf folgende Schwachstellen im sicherheits-
politischen Management hin:

„— Es fehlt — weiterhin — an einer ressort-
übergreifenden Planungsinstanz auf Kabinetts-
ebene.
— Die supranationale Bürokratisierung 
(NATO) führt zu einem Verlust an politischer 
Steuerung und demokratischer Transparenz.
— Das Auswärtige Amt ... muß mit dem Pro-
blemdruck und der Eigenkomplexität, der 
vom Verteidigungs- und Wirtschaftsressort 
verwalteten Materie fertig werden (MBFR, 
Außenwirtschaftsbeziehungen)! Abstrakt for-
muliert: die Binnenorganisation des AA 
scheint nicht jene für die Steuerung dieser 
Materie benötigte Kapazität und Modernität 
zu besitzen.
— Rüstungskontrollpolitik und Streitkräfte-
planung werden voneinander abgeschottet be-
trieben. MBFR-Politik und die Militärplanung 
laufen über verschiedene Organisationsseg-
mente von AA und BMVg. Es fehlt auf Kabi-
nettsebene ein sicherheitspolitischer Orientie-
rungsrahmen, der alle Aspekte der Verteidi-
gungs-, Außen- und Rüstungskontrollpolitik 
incl. der neuartigen Probleme einer organi-
sierten Detente einschließt. (Dies geschieht 
jetzt lediglich global über die allgemeine 
Richtlinienkompetenz des Kanzlers.)" 39)

Verschiedene Möglichkeiten einer Reorganisation 
einer deutschen Abrüstungspolitik

Zumindest drei Möglichkeiten einer besseren 
administrativen Vorbereitung der Abrü-
stungspolitik sind denkbar:

— Ausbau der interministeriellen Ausschüsse 
bei einer Beibehaltung der bestehenden Orga-
nisationsstruktur;

— Errichtung eines Abrüstungs- und Rü-
stungskontrollamtes beim Bundeskanzleramt 
nach dem Modell des Presse- und Informati-
onsamtes der Bundesregierung;

— Schaffung eines selbständigen Abrüstungs-
und Rüstungskontrollministeriums, das alle 
Kompetenzen im Bereich der Rüstungskon-

38) Dietmar Schössler, Die Herstellung einer .si-
cherheitspolitischen Öffentlichkeit' als Problem 
der Verbindung zwischen Forschung und prak-
tisch-politischem Prozeß, Arbeitspapier für die Ar-
beitsgruppe B 6 des Bonner Kongresses der 
DVPW, Okt. 1977; H. Schatz, Politische Planung 
im Regierungssystem der Bundesrepublik Deutsch-
land, Göttingen 1974. 

troll- und Abrüstungspolitik in sich vereint, 
mit Kabinettsrang.
Während die erste Option kaum zu grundle-
genden Verbesserungen führen würde, dürfte 
die dritte Möglichkeit bei der gegebenen 
Kräftekonstellation nicht realisierbar sein.
Folgende Fragen bedürfen einer eingehenden 
rechtlichen und politischen Prüfung: Welche 
rechtliche Form kann ein Abrüstungsamt 
nach Art. 87, 3 GG erhalten? Kann ein Abrü-
stungsamt mit operativen Abteilungen ande-
rer Ressorts nach der Geschäftsordnung der 
Bundesregierung (insbesondere §11,2) ausge-
stattet werden? Müßte nicht eine Anbindung 
des Abrüstungsamtes beim Kanzleramt zu 
Umgruppierungen führen, die aus politischen 
Gründen bei einer Koalitionsregierung 
schwerlich durchsetzbar sein dürften?

39) Schössler, a. a. O., S. 10—11; Helga Haften-
dorn, Management der Sicherheitspolitik, in: K. D. 
Schwarz, Sicherheitspolitik, Bad Honef/ Erpel, 
2. Auflage 1977.



Der Vorschlag von Wolf-Dieter Eberwein, 
analog zum Bundespresseamt beim Bundes-
kanzleramt eine Stelle einzurichten, „die sich 
vor allem mit der stabs

40

mäßigen Vorbereitung 
der Abrüstungspolitik, auch im wissenschaftli-
chen Sinne befaßt" und hinsichtlich des ope-
rativen Teils einen entsprechenden Staatsmi-
nister für Abrüstungsfragen im Auswärtigen 
Amt zu berufen, bedarf eingehender Erörte-
rung ).

Andere organisatorische Lösungen, wie z. B. 
die Schaffung einer Koordinierungsinstanz für 
friedens- und sicherheitspolitische Forschun-

gen41), sind denkbar. Wie die bestehenden 
administrativen und konzeptionellen Defizite 
der Vorbereitung der westdeutschen Abrü-
stungs- und Entspannungspolitik überwunden 
werden und damit bessere Voraussetzungen 
für eine zweite Phase der Entspannungspoli-
tik geschaffen werden können, bedarf einer 
breiteren politischen Diskussion. Um ab-
schließend nochmals Fritz Erler zu zitieren: 
„Es geht uns nicht um den Namen der Ein-
richtung, sondern um den Inhalt." Diese in-
haltliche Diskussion auszulösen, zum Wider-
spruch herauszufordern und zum Entwurf bes-
serer und im gegebenen Rahmen politisch 
realisierbarer Problemlösungskapazitäten zu 
motivieren, um neue Entspannungs- und Ab-
rüstungsinitiativen erleichtern, war Ziel die-
ses Beitrages.

40) Vgl. W.-D. Eberwein, Personelle und institutio-
neile Anpassung des Auswärtigen Amtes an den 
Strukturwandel in der Außenpolitik: Theoreti-
sche Probleme, alternative Modelle und die Reali-
tät, Arbeitspapier für die Gruppe B 6 des Bonner 
Kongresses der DVPW, Okt. 1977.

41) Ähnliche Überlegungen werden z. Z. vom FDP-
Fachausschuß für Sicherheitsfragen geprüft.



Manfred Opel: Zur Diskussion um die Neutronenwaffe
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 8/78, S. 3—16

Die Neutronenwaffe ist produktionsreif; der US-Kongreß hat die Gelder für ihre Herstel-
lung freigegeben. Der amerikanische Präsident will aber offenbar erst darüber ent-
scheiden, wenn die Europäer auch einer Lagerung auf ihrem Gebiet zustimmen.
Die Neutronenwaffe ist eine Gefechtsfeld-Nuklearwaffe. Sie deckt das unterste Spektrum 
der taktischen Nuklearwaffen ab. Es handelt sich um eine Wasserstoffbombe mit einem 
Detonationswert im Bereich zwischen tausend bis zehntausend Tonnen TNT. Durch die 
besonders starke Abgabe schneller Neutronen besitzt sie die Fähigkeit, motorisierte und 
gepanzerte Verbände zu bekämpfen.
Der Schwerpunkt des Aufsatzes liegt bei einer Gegenüberstellung der Auffassungen von 
Befürwortern und Gegnern hinsichtlich einer Einführung der Neutronenwaffe in das 
europäische Nuklearwaffenarsenal der NATO.
Die Befürworter weisen vor allem auf die geringere Eigengefährdung bei dem Einsatz 
dieser Waffe sowie auf die erhöhte Abschreckungswirkung und auf das erreichbare Ge-
gengewicht gegen die Überlegenheit des Warschauer Paktes mit konventionellen Waffen 
in Europa hin.
Die Gegner, soweit sie im Rahmen der NATO-Strategie argumentieren, befürchten ins-
besondere eine Senkung der Nuklearschwelle, einen neuen Rüstungswettlauf und lang-
fristig eine Tendenz zur „Führbarkeit von regionalen militärischen Auseinandersetzun-
gen unter Einschluß von Nuklearwaffen in Europa".
Da sich der Warschauer Pakt entschieden gegen die Einführung der Neutronenwaffe und 
ihre Stationierung in Westeuropa wendet, könnte er — zumindest im Augenblick — An-
gebote des Westens über einen generellen Verzicht auf dieses System nicht plausibel 
ausschlagen. Von deutschen Politikern wird daher weitgehend die Auffassung vertreten, 
die Neutronenwaffe als Verhandlungsgegenstand (bargaining Chip) bei der MBFR einzu-
bringen bzw. zu prüfen, ob ein solches Angebot erfolgreich sein könnte.
Die Bundesrepublik Deutschland ist als „potentielles Gefechtsfeld" von der Entscheidung 
über die Einführung der Neutronenwaffe besonders betroffen; sie befindet sich aus die-
sem Grund auch in einer speziellen und prinzipiell anderen Situation als ihre Partner.

Hans Günter Brauch: Abrüstungsamt der Bundesregierung — Ein Vorschlag für 
eine aktive Friedenspolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 8/78, S. 17—29

Die Friedens- und Konfliktforscher haben bisher weitgehend darauf verzichtet, aus der 
Kritik der Rüstungsdynamik politische Schlußfolgerungen zu ziehen und realistische 
Zwischenschritte für eine Beschränkung des Kriegsrisikos sowie eine Verminderung von 
Rüstungsaufwendungen zu entwickeln. Am Beispiel der Neutronenwaffe wird ein Ent-
scheidungsaufschub und ein umfassendes Verhandlungsangebot des Westens für die 
Begrenzung taktisch-nuklearer Waffen befürwortet und als Teilabkommen ein Vertrag 
über die gegenseitige Nicht-Stationierung von Neutronengefechtsköpfen in Europa als 
Zwischenschritt zu einem umfassenden Teststoppabkommen empfohlen. Für eine dritte 
Verhandlungsebene (neben SALT und MBFR) für die taktisch-nuklearen Waffen scheint 
eine Reorganisation unserer Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik, deren konzeptio-
nelle und organisatorische Voraussetzungen bereits jetzt unzureichend sind, unausweich-
lich zu sein.
Ausgehend von einer Forderung der 27. Pugwash-Konferenz in München, einem Beschluß 
des SPD-Parteitages vom November 1977 und einem Antrag für den DGB-Kongreß 
(1978), durch die Schaffung effektiver Abrüstungsämter u. a. die negativen wirtschaftlichen 
Auswirkungen von Rüstungsverminderungen durch eine rechtzeitige Umstellungsplanung 
zu reduzieren, wird dargestellt, warum ein früherer Versuch, in der Bundesrepublik ein 
Abrüstungsamt zu schaffen, scheiterte.
Drei alternative Modelle werden skizziert: Die Rüstungskontroll- und Abrüstungsbehörde 
in den USA, der Abrüstungsminister in Schweden und der Staatsminister für Abrüstungs-
fragen in Großbritannien. Ferner wird ein Zusammenhang zwischen der organisatorischen 
Vorbereitung von Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik, der institutionalisierten Be-
fürwortung von Abrüstungs- und Rüstungskontrollmaßnahmen im außenpolitischen Ent-
scheidungsprozeß, der Bedeutung der Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik im Rah-
men der außenpolitischen Ziele und dem Abschluß von Rüstungskontroll- und Abrüstungs-
maßnahmen vermutet. Hieraus wird die Schlußfolgerung gezogen, daß auch in der Bun-
desrepublik die Abrüstungspolitik eine eigene Behörde erfordert. Einige Vorteile eines 
deutschen Abrüstungsamtes werden aufgeführt. Ziel dieses Beitrages ist es des Weiteren, 
zu einer inhaltlichen Diskussion über mögliche unilaterale Beiträge der Bundesrepublik 
Deutschland zur Sonderkonferenz der UNO über Abrüstungsfragen im Mai/Juni 1978 an-
zuregen.
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